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1 Anlass und Erfordernis der Planung  

Die in der Stadt Gießen im Bereich Pistorstraße/Ferniestraße ansässigen Unternehmen Möbelhaus 
Sommerlad und Bau- und Heimwerkermarkt OBI beabsichtigen jeweils zur Optimierung ihrer spezifischen 
Warenangebote eine Betriebsauslagerung auf die bisher ungenutzten Flächen östlich der Pistorstraße 
und südlich der Spoerhasestraße. Die Auslagerungen dienen der Sicherung und dem Ausbau der Markt-
bedeutung beider Unternehmen am Standort im Schiffenberger Tal.  

Seitens der Investorengemeinschaft wurden konkrete Pläne zur Ansiedlung eines Baustoffhandels (OBI 
drive-in-Markt mit einer Verkaufsfläche von rd. 4.000 m²) sowie zur Verlagerung eines Möbeldiscounters 
(SOMIT-Markt mit einer Verkaufsfläche von rd. 3.600 m²) einschließlich der jeweils erforderlichen Stell-
plätze vorgelegt. Das Sortiment des Möbeldiscounters wird nicht erweitert, sondern der SOMIT-Markt nur 
ausgelagert. Dies begründet die Einbeziehung des Standortes des Haupthauses der Möbelstadt Som-
merlad im Bereich westlich der Pistorstraße in den räumlichen Geltungsbereich der vorliegenden 1. Än-
derung, damit hier die textlichen Festsetzungen für das Sondergebiet entsprechend angepasst werden 
können. Die durch die Verlagerung des SOMIT-Marktes freiwerdenden Flächen innerhalb des Haupthau-
ses ergänzen ausschließlich das konventionelle Möbelangebot. 

Lage des Plangebietes und räumlicher Geltungsbereich der 1. Änderung (Teilbereich 1 und 2) 

Eigene Darstellung, auf Basis von: http://hessenviewer.hessen.de  (03.06.11)               genordet, ohne Maßstab 

Die beabsichtigte städtebauliche Neuordnung sowie die Vorhaben begründen ein Planerfordernis und 
somit die 1. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“ aus dem 
Jahr 2003, der für den zur Änderung vorgesehenen Bereich überwiegend Gewerbegebiet gemäß § 8 
BauNVO festsetzt. Mit der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes sollen somit die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung der geplanten Vorhaben geschaffen werden. 

FerniestraßeTeilbereich 1 
nur Änderung 

Teilbereich 2

OBI

der textlichen
Festsetzungen

Möbelstadt
Sommerlad

SOMIT 

Pistorstraße 
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2 Lage und räumlicher Geltungsbereich  

Das Plangebiet befindet sich im südöstlichen Stadtgebiet der Stadt Gießen im Bereich der Straßen Schif-
fenberger Weg, Steinberger Weg und Pistorstraße. Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“ – 1. Änderung umfasst in der Gemarkung Gießen, Flur 14, die 
Flurstücke Nr. 54, 55, 56 und 57 tlw. und schließt sich damit südlich an den bestehenden Bau- und 
Heimwerkermarkt OBI an (Teilbereich 2). Der Geltungsbereich umfasst hier eine Fläche von rd. 4,5 ha. 
Davon sind rd. 1,9 ha als Sondergebiet für den großflächigen Einzelhandel vorgesehen. 

 Teilbereich 1: Möbelstadt Sommerlad / SOMIT  Teilbereich 2: nordöstlich Pistorstraße 

Quelle: Eigene Aufnahmen (06/2011) 

Hinzu kommt in der Gemarkung Gießen, Flur 14, das Flurstück Nr. 63/1 tlw. und damit der Bereich des 
bestehenden Möbel- und Einrichtungshauses mit Mitnahmemarkt an der Ferniestraße/Pistorstraße mit 
einer Fläche von rd. 3,0 ha (Teilbereich 1). Hier bedarf es jedoch ausschließlich einer Änderung der text-
lichen Festsetzungen. 

3 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

Im Mittelpunkt des Bebauungsplanes Nr. GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“ – 1. Änderung steht die Modifi-
zierung der Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung im Sinne der teilräumlichen Ausweisung eines 
zweifach gegliederten Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO 
mit den Zweckbestimmungen „Baustoffhandel“ und „Möbelmarkt“. Darüber hinaus erfolgt die teilräumliche 
Festsetzung eines Gewerbegebietes gemäß § 8 BauNVO als Angebotsplanung beispielsweise für eine 
geschossgebundene gewerbliche Nutzung (Büro, Ausstellung, Ausbildung usw.). 

Für die im Rahmenkonzept der Investorengemeinschaft dargestellte Planung bedarf es der im rechtskräf-
tigen Bebauungsplan festgesetzten Stichstraße (Flur 14, Flurstück Nr. 55) nicht, sodass die Festsetzung 
dieser Verkehrsfläche zugunsten einer überbaubaren Grundstücksfläche entfällt. Die bestehenden und 
von der Stadt Gießen als wertvoll eingestuften randlichen Grünstrukturen bleiben jedoch auch im Zuge 
der vorliegenden Planung erhalten. 
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4 Bisherige Entwicklung und derzeitige Situation im Planbereich 

4.1 Planerische Rahmenbedingungen 

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt für den Bereich des Plangebietes Vorranggebiet Industrie- 
und Gewerbe Bestand dar. Zur Realisierung eines Sondergebietes bedarf es insofern im Regionalplan 
Mittelhessen der Festlegung Vorrangebiet Siedlung. Ein hierfür erforderliches Zielabweichungsverfahren 
gemäß § 12 des Hessischen Landesplanungsgesetzes (HLPG) wurde bereits durchgeführt. Der Haupt- 
und Planungsausschuss der Regionalversammlung Mittelhessen hat die Zulässigkeit der Abweichung 
von den Zielen des Regionalplanes Mittelhessen 2010 in seiner Sitzung am 14.02.2012 beschlossen. Der 
Beschluss wurde durch die Regionalversammlung in ihrer Sitzung am 28.02.2012 einstimmig gefasst.  

Die von der Stadt Gießen am 09.09.2011 beantragte Abweichung vom Regionalplan Mittelhessen 2010 
zwecks Ausweisung eines Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel wurde für die Ansiedlung 
folgender Märkte zugelassen: Baustoffhandel (Drive-In-Markt) mit einer maximalen ungewichteten Ver-
kaufsfläche von 4.000 m² (zentrenrelevante Sortimente sind ausgeschlossen), Möbeldiscountmarkt mit 
einer maximalen Verkaufsfläche von 3.600 m² (davon maximal 200 m² zentrenrelevante Sortimente). Die 
beantragten Flächen können im Rahmen der Bauleitplanung geringfügig modifiziert werden. Der Ge-
samtumfang von 1,9 ha darf dabei jedoch nicht überschritten werden.  

Die Zulassung erging unter der Maßgabe, dass im Rahmen des Bauleitplanverfahrens die bislang durch 
rechtskräftigen Bebauungsplan zulässigen Verkaufsflächen für Randsortimente im Bereich des beste-
henden Möbelmarktes reduziert und auf die Festsetzungen zur zulässigen Nutzung innerhalb des bean-
tragten Möbeldiscountmarktes übertragen werden.  

Der Flächennutzungsplan der Stadt Gießen aus dem Jahr 2000 stellt für das Plangebiet (Flur 14, 
Flurstücke Nr. 54, 55 und 56) Gewerbliche Baufläche – Planung dar. Die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes in zwei Sonderbauflächen und eine gewerbliche Baufläche erfolgt gemäß § 8 Abs. 3 
BauGB im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Der nördliche Geltungsbereich (Flur 
14, Flurstück Nr. 63/1 tlw.) bleibt von der Änderung des Flächennutzungsplanes unberührt. 

Der am 15.10.2004 genehmigte Landschaftsplan der Stadt Gießen stellt für den Bereich des Plangebie-
tes Gewerbefläche Bestand dar. Die im rechtskräftigen Bebauungsplan von 2003 festgesetzten Aus-
gleichsflächen sind als Kompensationsflächen mit rechtlichen Bindungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB dargestellt. Der Landschaftsplan empfiehlt eine intensive Durchgrünung des Gebietes insbeson-
dere durch die Anpflanzung großkroniger Laubbäume im öffentlichen Straßenraum und auf großflächigen 
Stellplatzanlagen sowie Fassaden- und Dachbegrünungen. 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des seit dem 29.08.2003 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“, der für seinen Geltungsbereich 
überwiegend Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO sowie Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO fest-
setzt. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“ ersetzt für den in der Plan-
karte als Teilbereich 2 festgesetzten räumlichen Geltungsbereich die Festsetzungen des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“ von 2003. 
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Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“ von 2003 

genordet, ohne Maßstab 

Nach § 11 Abs. 3 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sind großflächige Einzelhandelsvorhaben, die 
sich nach Art, Lage oder Umfang auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
oder auf die städtebauliche Entwicklung und Ordnung nicht nur unwesentlich auswirken können, außer in 
Kerngebieten nur in für sie festgesetzten Sondergebieten zulässig. Die Regelvermutungsgrenze, ab der 
solche Auswirkungen zu erwarten sind, liegt gemäß § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO bei 1.200 m2 Geschoss-
fläche. Einzelhandelsbetriebe werden vom Bundesverwaltungsgericht (BVerwG, Urt. v. 24.11.2005 – 4 C 
10.04) als großflächig bewertet, wenn diese eine Verkaufsfläche von 800 m2 überschreiten.  

Erst wenn die Großflächigkeit des Einzelhandelsbetriebes aufgrund seines Verkaufsflächenumfangs ge-
geben ist, greift die Vermutungsregel und schließt sich eine Prüfung im Hinblick auf nicht nur unwesentli-
che Auswirkungen auf die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und Landesplanung oder auf die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung an. Die Regelung ist durch eine Zweistufigkeit der Prüfungsrei-
henfolge gekennzeichnet.  

Die geplanten Vorhaben sind jeweils als großflächige Einzelhandelsbetriebe im Sinne des § 11 Abs. 3 
BauNVO zu bewerten. Zugleich wird auch jeweils die in § 11 Abs. 3 BauNVO enthaltene Regelvermu-
tungsgrenze von 1.200 m2 Geschossfläche überschritten, sodass von der Stadt Gießen ergänzend zu der 
vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes eine Auswirkungsanalyse1 zur Verlagerung und Er-
weiterung von Einzelhandelsnutzungen im Bereich „Am Grüninger Pfad“ in Auftrag gegeben wurde. Im 
Vordergrund der Analyse stehen dabei insbesondere die folgenden Wirkungen: 

� Auswirkungen auf die Versorgung der Bevölkerung in Gießen und im Umland 

� Auswirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche in Gießen und im Umland 

� Auswirkungen auf die Ziele der Raumordnung und Landesplanung gemäß Regionalplan und Einzel-
handelserlass 

1  GMA – Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH, 51147 Köln 
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Im Rahmen der Auswirkungsanalyse, in der die geplanten Nutzungen hinsichtlich ihrer städtebaulichen 
und versorgungsstrukturellen Verträglichkeit überprüft werden, wird zusammenfassend ausgeführt:  

„Die geplante Ansiedlung des OBI Baustoffhandels und des SOMIT Möbeldiscountmarktes ist unter 
städtebaulichen und versorgungsstrukturellen Gesichtspunkten insgesamt als verträglich einzustu-
fen. Die Umsetzung der Planvorhaben wird zwar zu einer Intensivierung des Wettbewerbs in den 
betrachteten Sortimenten führen, ohne dass dadurch jedoch zentrale Lagen oder zentralörtliche 
Funktionen der Stadt Gießen bzw. der Nachbarkommunen beeinträchtigt werden. Die zu erwarten-
den Umsatzumverteilungswirkungen konzentrieren sich v.a. auf die Kernsortimente Baustoffe und 
Möbel. Vor dem Hintergrund, dass diese Angebote sowohl in Gießen als auch im Umland überwie-
gend an dezentralen Standorten bestehen, sind keine städtebaulich schützenswerten Belange i. S. 
des Baugesetzes betroffen. Die Umsatzumverteilungswirkungen in den zentrenrelevanten Rand-
sortimenten beziehen sich z. T. ebenfalls auf die an dezentralen Standorten ansässigen System-
wettbewerber der Planvorhaben. Gegenüber den zentralen Versorgungsbereichen in Gießen sowie 
in den benachbarten Kommunen sind geringere Umsatzumverteilungen zu erwarten; aufgrund der 
geringen Größenordnung sind negative städtebauliche oder versorgungsstrukturelle Beeinträchti-
gungen auszuschließen. Verluste der zentralörtlichen Funktion von Nachbarkommen sind nicht zu 
erwarten. 

Im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit den wesentlichen Zielen der Raumordnung und Landespla-
nung (LEP 2000 und Regionalplan Mittelhessen 2010) ist festzuhalten, dass der Standort als Vor-
ranggebiet für Industrie und Gewerbe ausgewiesen ist und daher gegenwärtig nicht dem sied-
lungsstrukturellen Integrationsgebot entspricht. Das Zentralitäts- bzw. Kongruenzgebot sowie das 
Beeinträchtigungsverbot werden eingehalten.“ 

4.2 Städtebaulicher und naturräumlicher Bestand 

Innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“ – 
1. Änderung befinden sich die Gebäude des Möbelhauses Sommerlad einschließlich des SOMIT-Marktes 
sowie der zugehörigen Freiflächen und Stellplätze mit entsprechenden Zu- und Umfahrten (Teilbereich 
1). Der Teilbereich 2 östlich der Pistorstraße stellt sich gegenwärtig im Wesentlichen als ungenutzte und 
bislang unbebaute Brachfläche dar und umfasst ausschließlich im nördlichen Bereich bestehende Park-
plätze, die insbesondere von der benachbarten Volksbank Mittelhessen als Mitarbeiterstellplätze genutzt 
werden. Der Teilbereich 2 wird vom angrenzenden Straßenverlauf der Pistorstraße erschlossen. 

Im Hinblick auf den naturräumlichen Bestand ist innerhalb des Teilbereiches 1 zumindest teilweise eine 
Durchgrünung mit jungen Bäumen vorhanden, während der überwiegende Teil des Plangebietes jedoch 
einen hohen Versieglungsgrad und somit keinen nennenswerten naturräumlichen Bestand aufweist. In-
nerhalb des Teilbereiches 2 befinden sich dagegen vorwiegend ruderales Grünland sowie standortheimi-
sche Hecken und Gebüsche, zwei kleinere Tümpel mit Röhrichtbeständen und in den südlichen Randbe-
reichen auch teilräumlich ruderale Trockenrasen. 

5 Beschreibung des Vorhabens  

Die in der Stadt Gießen im Bereich Pistorstraße/Ferniestraße ansässigen Unternehmen Möbelhaus 
Sommerlad und Bau- und Heimwerkermarkt OBI beabsichtigen jeweils zur Optimierung ihrer spezifischen 
Warenangebote eine Betriebsauslagerung auf die bisher ungenutzten Flächen östlich der Pistorstraße 
und südlich der Spoerhasestraße.  
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Die Auslagerungen dienen der Sicherung und dem Ausbau der Marktbedeutung beider Unternehmen am 
Standort im Schiffenberger Tal. Die seitens der Investorengemeinschaft vorgelegten Pläne sehen im Be-
reich nordöstlich der Pistorstraße die Ansiedlung eines OBI-Baustoffhandels mit dem Geschäftskonzept 
eines drive-in-Marktes und einer Verkaufsfläche von rd. 4.000 m² sowie die Verlagerung des gegenwärtig 
im Gebäude des Möbelhauses Sommerlad bestehenden Möbeldiscounters (SOMIT-Markt) mit einer Ver-
kaufsfläche von rd. 3.600 m² einschließlich der jeweils erforderlichen Stellplätze vor. 

Die Konzeption des OBI-Baustoffhandels als drive-in-Markt ermöglicht es zunächst, dass dessen über-
dachter Bereich zur Beladung direkt mit den Kundenfahrzeugen befahren werden kann. Innerhalb des 
Gebäudes befinden sich eine Warmhalle für Baustoffe sowie ein Beratungscenter und weitere Nebenflä-
chen für die Mitarbeiter und die technische Ausstattung. Angeboten werden sollen insbesondere Baustof-
fe und -elemente sowie Gartenbaustoffe, Bauholz, Baustoffzubehör und -werkzeug sowie ein Mietgeräte-
service. Die Sortimente werden dabei aus dem bestehenden Baumarkt ausgelagert und inhaltlich sowie 
nach Mengen optimiert. 

Ausschnitt Freiflächenplan und Einbettungsskizze 

Quelle: FELDMANN ARCHITEKTEN, 35394 Gießen, Stand: 05.10.2012    Ausschnitt nicht genordet, ohne Maßstab 

Hinsichtlich der geplanten Verlagerung des SOMIT-Marktes kann festgehalten werden, dass die immer 
schneller werdenden Änderungen im Nachfrageverhalten in den drei bestehenden Vertriebsschienen 
SOMIT (Discount), SoHappy (Mitnahme) und Möbelstadt (konventionelles Angebot) dazu geführt haben, 
dass Sommerlad bereits fünf Jahre nach Eröffnung des neuen Hauses im Schiffenberger Tal zahlreiche 
Investitionen, insbesondere zwecks Neugestaltung der Verkaufsflächen, im Küchenbereich (2005), in der 
Mitnahme (Zusammenfassung auf eine Etage im Jahr 2006) und in Teilen des konventionellen Bereichs 
(hochwertigere, großzügigere Präsentation im Zeitraum von 2006 bis 2007) getätigt hat.  
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Innerhalb des SOMIT-Marktes konnten baulich bedingt jedoch bislang keine Anpassungen erfolgen. So 
ist eine Aufhebung der aus Kundensicht zunehmend unattraktiv wirkenden und aus Gründen des Be-
triebsablaufes ungünstigen Aufteilung der Flächen auf zwei Etagen nach wie vor nicht möglich. Die weite-
re Entwicklung macht es nun aber unumgänglich, den SOMIT-Markt auf einer Etage zu präsentieren. 
Baulich bedingt kann dies jedoch nur durch die Verlagerung der entsprechenden Verkaufsfläche in ein 
neues ebenerdiges Verkaufsgebäude erfolgen. Im Zuge der geplanten Verlagerung ist dabei jedoch keine 
Vergrößerung der bisherigen Verkaufsfläche und Warensortimente des SOMIT-Marktes vorgesehen. Die 
frei werdenden Flächen im Haupthaus sollen künftig zwar für das bestehende Warenangebot von Som-
merlad zur Verfügung stehen, dabei aber insbesondere dazu dienen, auch die restlichen Sortimente von 
Sommerlad im konventionellen Möbelbereich, vor allem Gartenmöbel und Schlafzimmer, entsprechend 
großzügiger zu präsentieren. 

Neben der Festsetzung eines zweifach gegliederten Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel 
erfolgt die teilräumliche Festsetzung eines Gewerbegebietes gemäß § 8 BauNVO als Angebotsplanung 
beispielsweise für eine geschossgebundene gewerbliche Nutzung (Büro, Ausstellung, Ausbildung usw.), 
sodass die Flächen des Plangebietes insgesamt im Sinne eines Gesamtkonzeptes städtebaulich entwi-
ckelt und einer Nutzung zugeführt werden können.  

6 Inhalt und Festsetzungen  

Zur Sicherung der angestrebten städtebaulich geordneten Entwicklung sind in Ausführung des § 1 Abs. 3 
BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den vorliegenden 
Bebauungsplan Nr. GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“ – 1. Änderung aufgenommen worden. 

6.1 Art der baulichen Nutzung 

Für den Teilbereich 1 erfolgt ausschließlich eine Änderung der textlichen Festsetzung zur zulässigen Art 
der baulichen Nutzung. Die textliche Festsetzung Ziffer 1 des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. G 
4/05 „Am Grüninger Pfad“ von 2003 lautete bisher: 

Im Sondergebiet SO 1 ist nur ein Möbel-/Einrichtungshaus mit Mitnahmemarkt zulässig. Im Bereich 
Randsortimente sind nur die folgenden maximalen Verkaufsflächen zulässig: 

- Wohnboutique (z.B. Hausrat, Glas, Porzellan, Keramik) max. 1.500 m2

- Lampen       max. 1.000 m2

- Teppiche       max. 1.500 m2

- Heimtextilien      max. 1.000 m2

Die Festsetzung wird wie folgt geändert: 

Im Sondergebiet SO 1 ist nur ein Möbel-/Einrichtungshaus mit Mitnahmemarkt zulässig. Zentrenre-
levante Randsortimente sind nur mit folgenden maximalen Verkaufsflächen zulässig: 

- Wohnboutique (z.B. Hausrat, Glas, Porzellan, Keramik) max. 1.380 m2

- Heimtextilien      max.    920 m2
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Die zulässigen Verkaufsflächen für Randsortimente innerhalb des Teilbereiches 1 werden somit reduziert 
und auf die Festsetzung zur zulässigen Nutzung innerhalb des Sondergebietes SO 4 beziehungsweise 
des geplanten Möbelmitnahmemarktes übertragen (Teilbereich 2). Die Sortimentsgruppen Lampen und 
Teppiche werden im Zuge des von der Stadtverordnetenversammlung am 15.12.2011 beschlossenen 
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes2 der Stadt Gießen dagegen nicht mehr als zentrenrelevant einge-
stuft, sodass auf eine explizite Festsetzung verzichtet wird. 

Die sonstigen textlichen und zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. G 4/05 „Am Grü-
ninger Pfad“ von 2003 gelten für den in der Plankarte als Teilbereich 1 festgesetzten räumlichen Gel-
tungsbereich unverändert fort. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“ 
ersetzt jedoch für den in der Plankarte als Teilbereich 2 festgesetzten räumlichen Geltungsbereich die 
Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. G 4/05 „Am Grüninger Pfad“ von 2003. 

6.1.1 Gewerbegebiet 

Zur Ausweisung gelangt innerhalb des Teilbereiches 2 ein Gewerbegebiet i.S.d. § 8 BauNVO. Gewerbe-
gebiete dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. Ge-
mäß § 8 Abs. 2 BauNVO sind in Gewerbegebieten Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze 
und öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Tankstellen und Anlagen für sport-
liche Zwecke allgemein zulässig. Ausnahmsweise können Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke und Vergnügungsstätten zugelassen werden. Hinzu kommen gemäß § 13 
BauNVO Gebäude und Räume für freie Berufe (Berufsausübung freiberuflich Tätiger und solcher Gewer-
betreibender, die ihren Beruf in ähnlicher Art ausüben). 

Auf der Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO wird eine Festsetzung in An-
lehnung an die sogenannte „Selbstproduzentenklausel“ in den Bebauungsplan aufgenommen. Die Ein-
richtung von Verkaufsflächen ist nur für die Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiter-
verarbeitenden Betriebe zulässig, wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil der durch die 
Betriebsgebäude bebauten Fläche einnimmt.  

Zulässig sind darüber hinaus nur Einzelhandelsbetriebe der Branchen, die aufgrund ihres Warensorti-
ments beziehungsweise überwiegender Großgüter großflächige Ausstellungs- und Verkaufsflächen benö-
tigen und sich nicht in die Struktur des innerstädtischen Einzelhandels und in die sonstigen Nutzungen im 
Innenstadtbereich einfügen. Weiterhin wird festgesetzt, dass alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, 
die auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit se-
xuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig sind. 

Aus städtebaulichen Gründen setzt der Bebauungsplan darüber hinaus fest, dass die nach § 8 Abs. 3 Nr. 
3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten innerhalb des Gewerbegebietes nicht zuläs-
sig sind. Zur Begründung des Ausschlusses kann ausgeführt werden, dass im Zusammenhang mit der 
Ansiedlung von Vergnügungsstätten regelmäßig verschiedene städtebauliche Negativwirkungen beo-
bachtet werden können. Zu diesen Negativwirkungen gehören insbesondere sog. „trading-down“-Effekte, 
aber auch sonstige Beeinträchtigungen des Orts- und Straßenbildes, etwa durch räumliche Konzentratio-
nen von Spielhallen, durch oftmals als aufdringlich empfundene Außenwerbung oder durch bauliche Ab-
schottung und mangelnde Integration – mithin durch ihr optisches Erscheinungsbild und ihre Präsenz im 
öffentlichen Raum.  

2  GMA – Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH, 51147 Köln 
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Da gerade Spielhallen in der Lage sind, vergleichsweise hohe Mieten zu bezahlen, kann durch deren 
Ansiedlung und in der Folge einer Verschiebung des Boden- und Mietpreisgefüges auch eine Verdrän-
gung von eingesessenen Nutzungen erfolgen, sodass in funktionaler Hinsicht Gebiete mit einer jeweils 
charakteristischen Nutzungsstruktur destabilisiert und beeinträchtigt werden können. Hinzu kommt oft-
mals auch ein Attraktivitäts- sowie Imageverlust des näheren Umfeldes, welcher dann gegebenenfalls zu 
einzelnen Geschäfts- oder Betriebsverlagerungen führen und im Hinblick auf Folgenutzungen nicht zu-
letzt auch Mindernutzungen anziehen kann. Dieser Ausschluss vollzieht zudem das Vergnügungsstätten-
konzept der Stadt Gießen von 2012. 

6.1.2 Sondergebiet 

Zur Ausweisung gelangt ein hinsichtlich der zulässigen Nutzungen zweifach gegliedertes Sondergebiet 
für den großflächigen Einzelhandel gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO mit den Zweckbestimmungen SO 3
„Baustoffhandel“ und SO 4 „Möbelmarkt“.  

Für das Sondergebiet SO 3 wird festgesetzt: 

Zulässig ist ein Baustoffmarkt mit einer Gesamtverkaufsfläche von max. 4.000 m². In dem Sonder-
gebiet sind darüber hinaus die der Zweckbestimmung dienenden Nutzungen und baulichen Anla-
gen, wie z.B. Lager- und Betriebsflächen, Parkplätze, Büros und Sozialräume zulässig. 

Für das Sondergebiet SO 4 wird festgesetzt: 

Zulässig ist ein Möbelmitnahmemarkt mit einer Gesamtverkaufsfläche von max. 3.600 m². Zentren-
relevante Randsortimente sind nur mit folgenden maximalen Verkaufsflächen zulässig: 

- Wohnboutique (z.B. Hausrat, Glas, Porzellan, Keramik) max.    120 m2

- Heimtextilien      max.      80 m2

In dem Sondergebiet sind darüber hinaus die der Zweckbestimmung dienenden Nutzungen und 
baulichen Anlagen, wie z.B. Lager- und Betriebsflächen, Parkplätze, Büros und Sozialräume, zu-
lässig.

Als Verkaufsfläche gilt der gesamte Teil der Geschäftsfläche, auf welcher der Verkauf abgewickelt wird 
und der dem Kunden zugänglich ist (einschließlich Kassenzonen, Standflächen für Warenträger, Gänge, 
Stellflächen für Einrichtungsgegenstände und Treppen innerhalb der Verkaufsräume). Zu der Verkaufs-
fläche zählen auch Freiflächen, die nicht nur vorübergehend für Verkaufszwecke genutzt werden sowie 
Lagerräume, die gleichzeitig dem Verkauf dienen.  

Die Festsetzungen ermöglichen die Ansiedlung eines Baustoffzentrums und die Verlagerung des beste-
henden Möbeldiscounters in diesen Bereich. Durch die Festsetzungen wird zugleich gewährleistet, dass 
hier keine Einzelhandelsbetriebe und Warensortimente Raum finden können, die gegebenenfalls unge-
wollte Auswirkungen auf entsprechende Angebote im Bereich der Innenstadt oder auch in den umliegen-
den Städten und Gemeinden haben können. 

6.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs. 3 
BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die 
Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung 
öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können.  
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Zum Maß der baulichen Nutzung werden im Rahmen der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungspla-
nes daher für den Teilbereich 2 die Grundflächenzahl, die Geschossflächenzahl, die maximal zulässige 
Zahl der Vollgeschosse sowie die maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen festgesetzt.  

6.2.1 Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 Abs. 3 
BauNVO zulässig sind. Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes wird für die Teilbaugebiete 
des Gewerbegebietes und Sondergebietes einheitlich eine Grundflächenzahl von GRZ = 0,6 festgesetzt.  

Mit den Festsetzungen erfolgt eine Orientierung an den Festsetzungen des zugrunde liegenden rechts-
kräftigen Bebauungsplanes von 2003. Ermöglicht wird somit eine zweckentsprechende Ausnutzung und 
Bebauung der Grundstücke innerhalb des Teilbereiches 2, die in ihrer städtebaulichen Dichte auch an die 
im näheren Umfeld vorhandenen Nutzungen und Strukturen anknüpft. 

6.2.2 Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl gibt an wie viel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19 
Abs. 3 BauNVO zulässig sind. Der Bebauungsplan setzt für das Gewerbegebiet und für die Sondergebie-
te SO 3 und SO 4 einheitlich eine Geschossflächenzahl von GFZ = 1,2 fest.  

Die Geschossflächenzahl ergibt sich dabei aus der Grundflächenzahl multipliziert mit der Zahl der zuläs-
sigen Vollgeschosse. Mit den Festsetzungen erfolgt eine Orientierung an den Festsetzungen des zugrun-
de liegenden rechtskräftigen Bebauungsplanes von 2003. 

6.2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Die Höhenentwicklung der baulichen Anlagen wird zunächst durch die Zahl der zulässigen Vollgeschosse 
bestimmt. Die Hessische Bauordnung (HBO) definiert den Vollgeschossbegriff wie folgt:  

Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m über die 
Geländeoberfläche hinausragen, sonst sind sie Kellergeschosse. Hohlräume zwischen der obersten Decke 
und der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, sind keine Geschosse. Vollgeschosse 
sind oberirdische Geschosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben.  

Ein gegenüber mindestens einer Außenwand des Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelge-
schoss) und ein Geschoss mit mindestens einer geneigten Dachfläche ist ein Vollgeschoss, wenn es diese 
Höhe über mehr als drei Viertel der Brutto-Grundfläche des darunter liegenden Geschosses hat. Die Höhe der 
Geschosse wird von Oberkante Rohfußboden bis Oberkante Rohfußboden der darüber liegenden Decke, bei 
Geschossen mit Dachflächen bis Oberkante der Tragkonstruktion gemessen. Untergeordnete Aufbauten über 
Dach und untergeordnete Unterkellerungen zur Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die 
Gebäude sind keine Vollgeschosse. Dachgeschosse sind Geschosse mit mindestens einer geneigten Dach-
fläche.

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes begrenzt in Anlehnung an die Festsetzungen des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes von 2003 für die Teilbaugebiete des Sondergebietes und für das Gewerbegebiet die 
Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse einheitlich ein Maß von Z = III, sodass jeweils eine dreige-
schossige Bebauung planungsrechtlich zulässig ist. 
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6.2.4 Festsetzungen zur Höhenentwicklung 

Da die Hessische Bauordnung nur eine Mindesthöhe vorgibt, ist der Begriff des Vollgeschosses höhen-
mäßig zunächst unbegrenzt. Daher empfiehlt sich die ergänzende Festsetzung einer Höhenbegrenzung, 
um zu dokumentieren, dass die Bebauung innerhalb des Teilbereiches 2 hinsichtlich ihrer Höhenentwick-
lung im Wesentlichen in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügt. 

Der Bebauungsplan begrenzt für die Teilbaugebiete des Sondergebietes und für das Gewerbegebiet in 
Anlehnung an die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes von 2003 die maximal zulässige 
Gebäudehöhe einheitlich auf ein Maß von GH = 14,0 m.

Oberer Bezugspunkt für die Ermittlung der festgesetzten Gebäudehöhe ist der Schnittpunkt der Außen-
wand mit der Dachhaut, andernfalls der obere Abschluss der Wand. Unterer Bezugspunkt ist die Fahr-
bahnoberkante der Pistorstraße, gemessen lotrecht vor der Mitte der straßenseitigen Außenwand.  

6.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt. Sie ergibt sich jeweils abschließend aus der überbaubaren Grund-
stücksfläche in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der Hessischen Bauordnung (HBO). Die 
Ausweisung der überbaubaren Grundstücksfläche erfolgt mittels Baugrenzen, die mit den Hauptgebäu-
den nicht überschritten werden dürfen.  

6.4 Verkehrsflächen 

Die Pistorstraße wird als Straßenverkehrsfläche ausgewiesen. Da der Bereich des bestehenden Mitarbei-
terparkplatzes in Richtung der Spoerhasestraße auch künftig der Volksbank Mittelhessen zur Verfügung 
stehen soll und es sich hierbei um eine private Grundstücksfläche handelt, wird zur planungsrechtlichen 
Sicherung im Rahmen der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB eine Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung „Parkfläche (privat)“ festgesetzt. Im 
Bereich des SO 4 wird in Verlängerung der Zufahrt eine Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbe-
stimmung „Zufahrt (privat)“ festgesetzt, sodass die erforderlichen Flächen als Zufahrt für die Andienung 
und als Feuerwehrumfahrt planungsrechtlich gesichert werden können. Außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen werden innerhalb des Sondergebietes Flächen für die Anlage von Stellplätzen aus-
gewiesen. 

6.5 Grünflächen 

Im nördlichen Randbereich des Plangebietes (Teilbereich 2) wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB eine 
private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Verkehrsgrün mit Wegeverbindung“ ausgewiesen, sodass 
im Bereich des Fußweges ein entsprechender Übergang zu den angrenzenden Flächen gestaltet werden 
kann. 

6.6 Grünordnerische Festsetzungen 

Im rechtkräftigen Bebauungsplan wurden die naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen M1 bis M10 
festgesetzt und den Investorengrundstücken zugeordnet. Die Durchführung der Maßnahmen wurde mit 
dem Erschließungsvertrag vom 29.10.1996 den Investoren übertragen. Die Maßnahmen M1 bis M4 und 
M6 bis M10 sind mittlerweile abgeschlossen. Für die Maßnahme M5 wurde vom Investor eine Ablöse-
summe gezahlt, welche in die Finanzierung der Amphibienschutzeinrichtung entlang der Pistorstraße 
floss. 
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Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vorgesehen und festge-
setzt, dass mindestens 20 % der Grundstücksflächen zu begrünen sind, wobei vorhandene Vegetations-
flächen vorrangig zu erhalten sind. Die gemäß den zeichnerischen Festsetzungen anzupflanzenden 
Laubbäume können zur Anrechnung gebracht werden.  

Stellplätze, Wege, Lagerflächen, Hofflächen, Garagenzufahrten und Terrassen, auf denen keine wasser-
gefährdenden Stoffe gelagert oder umgeschlagen werden, sind in einer Bauweise herzustellen, die eine 
Versickerung von Niederschlagswasser ermöglicht.  

An der östlichen Grenze des Plangebietes (Teilbereich 2) werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB Flä-
chen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit 
dem Entwicklungsziel „flächenhafte Gehölzanpflanzung“ festgesetzt. Innerhalb der gekennzeichneten 
privaten Grundstücksfläche ist die bestehende Gehölzfläche zu erhalten. Die verbleibenden Flächen sind 
als extensiver Wiesensaum auszubilden. Die mit Leitungsrechten festgesetzten Flächen sind ebenfalls 
als extensiver Wiesensaum auszubilden. Um eine Befahrbarkeit der Flächen zu ermöglichen, sind diese 
Flächen von einem Gehölzaufwuchs ausgenommen. Vor Beginn der Bautätigkeit ist der Bereich durch 
einen Bauzaun abzugrenzen. Im Bereich des SO 4 wird in Anlehnung an die Festsetzungen des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit dem Entwicklungsziel „Extensiv-
grünland“ festgesetzt. Innerhalb der gekennzeichneten privaten Grundstücksfläche ist das vorhandene 
Grünland extensiv zu pflegen. Zur Pflege werden eine ein- bis zweimalige Mahd im Jahr und der Verzicht 
auf Düngung empfohlen.  

Der Bebauungsplan beinhaltet Festsetzungen zum Anpflanzen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB in Bezug auf die Begrünung 
von Stellplatzanlagen und Lagerflächen, die Dach- und Fassadenbegrünung sowie die Anpflanzung von 
großkronigen Laubbäumen. Auf die im Bebauungsplan enthaltene Artenliste wird verwiesen. 

Weitergehende Ausführungen zu diesem Themenbereich können dem Umweltbericht entnommen wer-
den, welcher der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes als Anlage beigefügt ist.  

7 Verkehrliche Erschließung und Anbindung 

Das Plangebiet befindet sich im südöstlichen Stadtgebiet der Stadt Gießen im Bereich der Straßen Schif-
fenberger Weg, Steinberger Weg und Pistorstraße, von wo aus über die innerörtlichen Verkehrswege 
sowie die umliegenden Bundes- und Landesstraßen sowie die Bundesautobahn A 485 („Gießener Ring“) 
eine überörtliche Anbindung erfolgen kann.  

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes mit dem motorisierten Verkehr erfolgt über die 
Pistorstraße. Hier wird das Planungsrecht an den bestehenden Straßenraum angepasst. Weitergehende 
Erschließungsmaßnahmen sind im Zuge der vorliegenden Planung nicht erforderlich. Die im rechtskräfti-
gen Bebauungsplan von 2003 bislang enthaltene Stichstraße mit Wendeanlage entfällt im Zuge der vor-
liegenden Planung, da hierfür kein Erfordernis mehr besteht. 
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Pistorstraße und Parkflächen, Richtung Osten  Pistorstraße, Richtung Nordwesten 

Quelle: Eigene Aufnahmen (06/2011) 

Ergänzend zu der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde eine Verkehrsuntersuchung3

erarbeitet, im Rahmen derer der Nachweis der leistungsfähigen Erschließung des Plangebietes innerhalb 
des Teilbereiches 2 erbracht wird. Als Untersuchungsgebiet definieren die Gutachter, DURTH ROOS CON-

SULTING GMBH, 64283 Darmstadt, den Bereich, der durch die Knotenpunkte 

� Schiffenberger Weg / Ferniestraße / Rathenaustraße 

� Schiffenberger Weg / Steinberger Weg / Karl-Glöckner-Straße 

� Steinberger Weg / Pistorstraße und 

� Ferniestraße / Pistorstraße 

gekennzeichnet wird. Die erforderlichen Betrachtungen berücksichtigen dabei zwei Zeitstufen, die sich 
aus der Ausbaukonfiguration des umliegenden Straßennetzes ergeben. Die erste Zeitstufe betrachtet die 
derzeit bestehende Straßennetzkonfiguration. Die von Seiten der Stadt Gießen geplante planfreie Bahn-
überführung der Ferniestraße sowie die Realisierung der sog. Planstraße E als Verbindung zwischen der 
Ferniestraße und dem Sandkauter Weg sind noch nicht umgesetzt.  

Die zweite Zeitstufe beinhaltet die Realisierung der vorgenannten Maßnahmen bei gleichzeitigem Rück-
bau des plangleichen Bahnüberganges am Erdkauter Weg. Als indisponible Maßnahme sind bei sämtli-
chen Zeitstufen die zu erwartenden verkehrlichen Auswirkungen der Entwicklung des nördlich des Gebie-
tes liegenden „Bänninger-Areals“ zu beachten.  

Das Verkehrsaufkommen der neuen Nutzungen „Am Grüninger Pfad“ wurde anhand der aktuellen Re-
gelwerke (Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens, FGSV; Leitfaden zur Abschätzung der 
Verkehrserzeugung, HSVV) berechnet. Für die unterschiedlichen Nutzungen wurden den entsprechen-
den Nutzergruppen (Beschäftigte, Kunden, Besucher, Wirtschaftsverkehr) spezifische Kenndaten zuge-
ordnet, welche in die Berechnung des jeweiligen Tagesverkehrsaufkommens einfließen. Die Tagesver-
kehre wurden durch nutzergruppen-spezifische Ganglinien über den Tag verteilt und die Ganglinien 
überlagert. Das über den Leitfaden ermittelte neue Kundenaufkommen des OBI drive-in-Marktes bestätig-
te die Angaben des künftigen Betreibers. 

3  Bebauungsplan GI 04/05 A „Am Grüninger Pfad“, Verkehrsuntersuchung, Durth Roos Consulting GmbH, 64283 Darmstadt, 
Stand: Oktober 2011 
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Der SOMIT-Markt befindet sich zurzeit am heutigen Sommerlad-Standort an der Ecke Pistorstraße / Fer-
niestraße und wird auf den neuen Standort verlagert. Es wird unterstellt, dass dennoch ein geringer Zu-
wachs an neuen Kunden generiert werden soll, der über das Stellplatzangebot ermittelt wird. In Anleh-
nung an die Empfehlung zur Anlage des ruhenden Verkehrs (EAR 2005; FGSV) werden daher 0,30 
Umschläge pro Stellplatz in der Spitzenstunde angesetzt.  

Es wird weiterhin unterstellt, dass 50 % als Neukunden zu werten sind. Bei 98 Stellplätzen betrifft dies je 
15 Quell- und Zielfahrten in der maßgebenden Spitzenstunde. Die maßgebende nachmittägliche Spitzen-
stunde wurde aus den Erhebungen für den Analyse-Grundverkehr und den Umlegungen für den Progno-
se-Grundverkehr festgelegt. Die Spitzenstundenbelastungen ergeben sich hierbei aus nutzungsspezifi-
schen Tagesganglinien gemäß EAR 05.  

Die Gutachter kommen unter Betrachtung beider Planfälle und unter Berücksichtigung der maßgebenden 
Verkehrsbelastung, die in der nachmittäglichen Spitzenstunde zwischen 16.00 und 17.00 Uhr liegt, für die 
relevanten Knotenpunkte zu folgenden Ergebnissen: 

� Der Knotenpunkt Schiffenberger Weg / Ferniestraße / Rathenaustraße ist ohne Umbaumaßnahmen 
leistungsfähig.

� Der vorfahrtgeregelte Knotenpunkt Ferniestraße / Pistorstraße ist im Planfall 1 leistungsfähig, im 
Planfall 2 allerdings überlastet. Durch eine Signalisierung ist seine Leistungsfähigkeit ohne weiteren 
Umbau herstellbar. Diese Überlastung ist eine unmittelbare Folge der Verlängerung der Ferniestraße 
als planfreie Querung der Bahnstrecke im Planfall 2. Der Neuverkehr durch die Nutzungen auf dem 
B-Plangelände „Am Grüninger Pfad“ ist nicht der Auslöser für die fehlende Leistungsfähigkeit. 

� Der vorfahrtgeregelte Knotenpunkt Steinberger Weg / Pistorstraße ist bei beiden Planfällen leistungs-
fähig.

� Der künftige Knotenpunkt Ferniestraße / Planstraße E im Planfall 2 ist leistungsfähig. 

Fazit:

Das zu erwartende Verkehrsaufkommen der auf dem Gelände „Am Grüninger Pfad“ vorgesehenen 
Nutzungen führt zu keinen Überlastungen im bestehenden und im für 2020 geplanten Verkehrs-
wegenetz. 

Weiterhin wurde im Rahmen der Verkehrsuntersuchung auch die Leistungsfähigkeit des Knotenpunktes 
Schiffenberger Weg / Karl-Glöckner-Straße / Steinberger Weg überprüft. Der Knotenpunkt kann jedoch 
mittels Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (HBS; FGSV, 2005) nicht eindeutig in 
seiner Leistungsfähigkeit nachgewiesen werden. Im Wesentlichen resultiert dies aus den künftig zu er-
wartenden Verkehrsmengen im Zusammenhang mit der städtebaulichen Entwicklung des „Bänninger-
Areals“. Zum Nachweis der Leistungsfähigkeit wurde daher für den kritischen Planfall 1 eine differenzierte 
Mikrosimulation über die maßgebende nachmittägliche Spitzenstunde durchgeführt.  

Die Simulationsergebnisse zeigen, dass unter Ansatz des Festzeitprogrammes die Leistungsfähigkeit des 
Knotenpunktes nicht ausreichend ist. Das Lichtsignalprogramm wurde daher sukzessive angepasst, so-
dass hierdurch die Leistungsfähigkeit mit einer Qualitätsstufe D erreicht werden konnte. 
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Um die Leistungsfähigkeit in Qualitätsstufe D zu erreichen, wurden seitens des Verkehrsgutachters dabei 
folgende Anpassungen am bestehenden Signalprogramm durchgeführt: 

� Grünzeitverlängerung für den maßgebenden Verkehrstrom Schiffenberger Weg aus Richtung Stadt in 
Richtung Autobahn um 12 Sekunden. Ein maximaler Rückstau von 194 m und eine maximale Ver-
lustzeit von ca. 40 Sekunden kann hierdurch erreicht werden. Der Nachbar-Knotenpunkt wird nicht
überstaut.

Reduzierung der Grünzeit des Linksabbiegers aus Richtung Steinberger Weg in den Schiffenberger 
Weg auf minimal 5 Sekunden. Ein Anhalten des fließenden Linksabbiegers auf dem Schiffenberger 
Weg an der Einmündung „Karl-Glöckner-Straße“ wird erforderlich. Eine Koordinierung der beiden 
Signalanlagen ist nicht mehr möglich. 

� Teilweise Überstauung des Linksabbiegerfahrstreifens aus Richtung Schiffenberger Weg in Richtung 
Steinberger Weg. 

Fazit:

Der Knotenpunkt Schiffenberger Weg I Steinberger Weg I Karl-Glöckner-Straße ist bis zu seiner 
Leistungsgrenze belastet. Durch eine Simulationsberechnung kann jedoch nachgewiesen werden, 
dass durch eine Anpassung des Lichtsignalprogrammes der Knotenpunkt leistungsfähig betrie-
ben werden kann. 

Im Zusammenhang mit der verkehrlichen Erschließung sind darüber hinaus auch die nicht motorisierten 
Verkehrsteilnehmer und somit insbesondere die Anbindung an den Öffentlichen Personenverkehr zu 
berücksichtigen. Der Bushaltepunkt „Pistorstraße“ ist in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet gelegen und 
somit fußläufig auf kurzem Wege zu erreichen. Über die Buslinie 801 bestehen Verbindungen u.a. in 
Richtung Innenstadt und der benachbarten Gemeinde Wettenberg. Der Bahnhaltepunkt „Erdkauter Weg“ 
liegt unweit des Plangebietes und ist fußläufig in nur wenigen Minuten zu erreichen.  

Das Fußgängerwegenetz ist im Umfeld des Plangebietes bereits Bestand. Im Bereich der Pistorstraße 
verläuft ein Radfahrstreifen, sodass auch eine An- und Einbindung des Plangebietes in das bestehende 
Radwegenetz bereits hergestellt ist. Die Andienung des Baustoffhandels und des Möbelmitnahmemark-
tes soll in den rückwärtigen Grundstücksteilen erfolgen. Innerhalb des Plangebietes werden in Richtung 
der Pistorstraße entsprechende Kundenparkplätze errichtet und im Zuge des Bebauungsplanverfahrens 
die Zufahrtsituation planungsrechtlich durch die Festsetzung von Ein- und Ausfahrtbereichen genauer 
bestimmt. 

8 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung wird ein Umweltbericht erarbeitet, dessen Inhalt entsprechend 
der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB aufbereitet wird. Nach § 2a BauGB ist der Umweltbericht Teil 
der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Be-
gründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteiligung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). Die 
Ergebnisse des Umweltberichts und die eingegangenen Anregungen und Bedenken sind in der abschlie-
ßenden bauleitplanerischen Abwägung entsprechend zu berücksichtigen. Um Doppelungen und damit 
eine unnötige Belastung des Verfahrens zu vermeiden, wurden die für die Abarbeitung der Eingriffsrege-
lung notwendigen zusätzlichen Inhalte, die als Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gleichberechtigt in die bauleitplanerische Abwägung einzustellen sind, in 
den Umweltbericht integriert.  
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Der Umweltbericht mit integriertem Landschaftspflegerischem Planungsbeitrag und Artenschutzrechtli-
chem Fachbeitrag liegt der Begründung als Anlage bei; auf die dortigen Ausführungen wird verwiesen. 

9 Immissionsschutz

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes entspre-
chend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei 
raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen 
einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend 
dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich ver-
mieden werden. Mit der geplanten Zuordnung der Gebietstypen zueinander bzw. der Ausweisung eines 
Gewerbegebietes sowie eines Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel im Kontext der im 
näheren Umfeld vorhandenen Nutzungen und ausgewiesenen Baugebieten kann dem genannten Tren-
nungsgrundsatz des § 50 BImSchG entsprochen werden.  

Ergänzend zu der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes wurde jedoch ein schalltechnisches 
Gutachten4 erarbeitet, im Rahmen dessen die nachfolgenden Untersuchungen erfolgten: 

� Untersuchung der geplanten Anlagen (Baustoffhandel und Möbelmarkt) als Emittent gegenüber der 
östlich angrenzenden Nutzung (Immissionsprognose) 

� Untersuchung des geplanten Hotels als Schutzgegenstand gegenüber dem südlich angrenzenden 
Gewerbebetrieb (SBM GmbH) 

� Untersuchung der Verkehrseinwirkungen von öffentlichen Straßen (insbesondere A 485, L 3131, L 
3132) auf das Plangebiet (Hotelstandort) 

� Definition von Anforderungen an die Außenbauteile nach DIN 4109 des geplanten Hotels auf Basis 
des maßgeblichen Außenlärmpegels, der von Gewerbe- und Straßenverkehrslärm herrührt. 

Aufgrund einer Standortänderung der geplanten SOMIT-Filiale auf die Planfläche des nun wegfallenden
Hotels soll für diese jetzt 2012 anfallende Änderung das 2011 erstellte Planungsgutachten mit Lärmprog-
nosen nach TA Lärm für die Bewertung der neu zu erwartenden Zusatzbelastung im Einwirkungsbereich 
der Filiale in diesem Nachtrag L 7302-1- BPlan überarbeitet werden. 

Die Ergebnisse des Gutachtens, das konkrete Vorschläge zur immissionsschutzrechtlichen Konfliktbewäl-
tigung enthält, wurden in den Bebauungsplan aufgenommen und werden in die Abwägung eingestellt. 
Der Gutachter fasst die Ergebnisse wie folgt zusammen: 

„Die Stadt Gießen plant eine Änderung des B-Planes GI 04/05A "Am Grüninger Pfad", wobei im PIan-
fall (2011) die derzeit als Gewerbefläche ausgewiesene Teilfläche GE3 ein dreifach gegliedertes Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung Baustoffhandel, Möbel-Mitnahmemarkt und Hotel / Alternativ-
nutzung umgewandelt werden soll. Im Rahmen des Bauleitplanungsverfahrens wurde die TÜV 
Technische Überwachung Hessen GmbH mit schalltechnischen Untersuchungen beauftragt. 

4  Gutachten Nr. L 7302-1 BPlan zu schalltechnischen Untersuchungen im Rahmen der Bauleitplanung für die 1. Änderung des B-
Planes GI 04/05A „Am Grüninger Pfad“ der Stadt Gießen (Nachtrag), TÜV Hessen, 65760 Eschborn, Stand 07.09.2012. 
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Aufgrund einer Standortänderung der geplanten SOMIT-Filiale auf die Planfläche des nun wegfallen-
den Hotels soll für die anfallende Änderung das 2011 erstellte Lärmprognosegutachten L7074 mit die-
sem Nachtragsgutachten L7302-1-BPlan überarbeitet werden. Hierbei war eine Immissionsprognose 
für die geplante Nutzung durch einen OBI Baustoffhandel und einen SOMIT Möbelmitnahmemarkt und 
der sonstigen Nutzung im Plangebiet mit Wirkung auf die angrenzende Bebauung im Bereich des 
Watzenborner Weges im Plangebiet zu erstellen, wobei hier auch die Vorbelastung durch den an-
grenzenden Gewerbebetrieb SBM GmbH zu ermitteln war. Weiterhin waren der Verkehrslärm von öf-
fentlichen Straßen der auf das Plangebiet einwirkt zu ermitteln, sowie die Verkehrslärm-Auswirkungen 
der Planung. 

Im Zuge der Immissionsprognose wurden für die geplanten Märkte und den Parkplatz auf der Basis 
der Angaben der Bauherren Emissionsansätze für den Tag- Betrieb erstellt und über eine Ausbrei-
tungsberechnung die Beurteilungspegel an den umliegenden Immissionsorten im Bereich des Wat-
zenborner Weges ermittelt (vgl. Kapitel 5 des Gutachtens). Die noch völlig unbeplante Gewerbefläche 
zwischen den beiden geplanten Märkten OBI und SOMIT wurde mit einem Schallleistungspegel von 
60dB(A)/m² entsprechend der DIN 18005 angesetzt. Die Berechnungsergebnisse zeigen auf, dass die 
ermittelte Zusatzbelastung der geplanten Betriebe Tagsüber nicht zu einer Überschreitung der Richt-
werte an den entsprechenden Aufpunkten führt, sondern die Richtwerte um mindestens 3 dB(A) un-
terschritten werden. 

Für die Untersuchung der Vorbelastung durch die SBM GmbH wurde in Absprache mit dem Auftrag-
geber der flächen bezogene Schallleistungspegel nach DIN 18005 für Industriegebiet (65 dB(A)/m2) 
als Maximalansatz herangezogen. Für die Betriebe innerhalb des Bestandes des B-Planes GI 04/05A, 
deren detaillierte Untersuchung nicht Auftragsgegenstand war, wurde auf die Angaben aus dem Prog-
nosegutachten von 1996 zurückgegriffen. Die Berechnungen ergeben für Gesamtbelastung als Sum-
me aus Vorbelastung und geplanter Zusatzbelastung, im angrenzenden Mischgebiet Beurteilungspe-
gel tagsüber von maximal 58 dB(A), somit wird der Richtwert von 60 dB(A) für Mischgebiet um 
mindestens 2 dB unterschritten. 

Die Märkte sind zur Nachtzeit nicht geöffnet, sodass hier nur mit stationären Geräuschquellen von 
Heizungs-, Lüftungs- und Klimageräten zu rechnen ist. Für die unbeplante Gewerbefläche ist aber bei 
unbeschränktem Betrieb nach DIN 18005 mit einem flächenbezogenen Schallleistungspegel von 60 
dB(A) auch zur Nachtzeit zu rechnen. Dies würde in Summe an den nächstgelegenen Immissions-
orten zu Überschreitungen der Richtwerte von 45 dB(A) für Mischgebiete führen. Daher wird eine Kon-
tingentierung der Flächen nach DIN 45691 - Emissionskontingente - für die Nachtzeit empfohlen. Die 
Berechnung [vgl. Kapitel 5.9 des Gutachtens] ergibt für die Flächen des OBI-Marktes Emissions-
kontingent von 46 dB(A)/m², für den SOMIT-Markt 47 dB(A) /m², für den Parkplatz 48 dB(A) /m² und 
für die derzeit unbeplante Gewerbefläche ein Kontingent von 45 dB(A)/m² zur Nachtzeit. Damit wird 
sichergestellt, dass zur Nachtzeit an allen Immissionsorten im Bereich des angrenzenden Mischgebie-
tes die vorgeschlagenen – wegen einer möglichen gewerblichen Vorbelastung um 3 dB unter den 
Richtwerten liegenden – Richtwertanteile nicht überschritten werden. 

Eine zusätzliche Untersuchung für eine Ausfahrt des Lkw-Verkehrs des OBI-Marktes über den Wat-
zenborner Weg hat aufgezeigt, dass eine Nutzung tagsüber nicht zu einer wesentlichen Erhöhung der 
prognostizierten Beurteilungspegel führt. Eine solche Lösung wäre aus schallschutztechnischer Sicht 
also denkbar. Eine Zufahrt auf das Gelände zur Nachtzeit ist aber unabhängig vom Zufahrtsweg allein 
schon durch kurzzeitige Spitzenpegel bei Bremsimpulsen geeignet die zulässigen Richtwerte zu über-
schreiten und muss daher aus schallschutztechnischer Sicht unterbleiben. 
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Desweiteren wurde eine Untersuchung des Verkehrslärmes der von den öffentlichen Straßen auf das 
Plangebiet (Prognose-Nullfall) einwirkt ohne die Berücksichtigung des Planvorhabens vorgenommen, 
sowie eine Betrachtung der Verkehrslärm-Auswirkungen durch das Planvorhaben (Prognose-Planfall). 
Nach den durchgeführten Berechnungen führen die verkehrstechnischen Änderungen im Zusammen-
hang mit dem Planvorhaben an allen untersuchten Immissionsaufpunkten zu Pegeländerungen im Be-
reich < 0,5 dB(A), womit die Pegeländerungen, die durch das Planvorhaben selbst verursacht werden, 
insgesamt deutlich unter der Wahrnehmungsschwelle liegen. An den Immissionsaufpunkten wird ein 
Beurteilungspegel von tags 70 dB(A) oder nachts 60 dB(A) weder im Prognose-Nullfall noch im Prog-
nose-Planfall erreicht oder überschritten. 

Insgesamt kann daher festgestellt werden, dass die Planungen im relevanten Umfeld nach den ein-
schlägigen Kriterien im Rahmen der Bauleitplanung und der TA Lärm zu keiner wesentlichen Ände-
rung der vorhandenen Verkehrslärmbelastung führen. 

Die Höhe der berechneten Beurteilungspegel ist in erster Linie von den angenommenen Frequentie-
rungen bzw. von den Einwirkzeiten abhängig. Eine Änderung der angenommenen Frequentierung 
bzw. der Einwirkzeiten um ± 25 % hat eine Änderung der Beurteilungspegel um ± 1 dB(A), eine Ver-
dopplung oder Halbierung um ± 3 dB(A) zur Folge. 

Die Aussageunsicherheit des Gutachtens wird auf Grund der Ausbreitungsberechnung mit ± 3 dB(A) 
angeben. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass bei den Gewerbelärmemissionen jeweils Ansätze auf 
der sicheren Seite gewählt wurden, so dass hier tendenziell eher ein Über- als eine Unterbewertung 
vorliegt.“ 

Die Empfehlungen des Gutachtens Nr. L 7302-1 von TÜV Hessen in der Fassung vom 07.09.2012 haben 
unter Ziffer 6 der Textlichen Festsetzungen Eingang in den Bebauungsplan gefunden. Der Bebauungs-
plan beinhaltet daher gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO entsprechende 
Festsetzungen in Bezug auf bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zur Vermeidung oder Min-
derung von schädlichen Umwelteinwirkungen i.S.d. Bundes-Immissionsschutzgesetzes.  

Emissionskontingentierung 

Zum Schutz der an das Plangebiet angrenzenden Bereiche sind die Flächen des Gewerbegebietes und 
des Sondergebietes SO 3 und SO 4 nach der maximal zulässigen Schallemission in einzelne Teilflächen 
gegliedert, die der nachfolgenden Übersichtskarte entnommen werden können. 

Der Bebauungsplan setzt bezüglich möglicher Schallemissionen fest, dass innerhalb des Plangebietes 
ausschließlich Vorhaben (Betriebe und Anlage), deren Geräusche die in der in den Textlichen Festset-
zungen unter Punkt A 6.1 enthaltenen Tabelle angegebenen Emissionskontingente für die Nachtzeit 
(22.00 bis 6.00 Uhr) nicht überschreiten, zulässig sind. Zu den angegebenen Emissionskontingenten 
können in den Teilflächen 1 – 4 entsprechende Zusatzkontingente arithmetisch aufaddiert werden. 

Die Emissionskontingente dienen dazu, schädliche Umwelteinwirkungen an Immissionsaufpunkten au-
ßerhalb des Plangebietes zu vermeiden. Da sich die Emissionskontingente zwangsläufig immer am emp-
findlichsten Immissionsaufpunkt orientieren, kann es jedoch sein, dass an einigen Immissionsaufpunkten 
die festgelegten Kontingente nicht zu einer Ausschöpfung der zulässigen Immissionswerte führen. Daher 
wurde für diese speziellen Immissionsaufpunkte ein zusätzliches Kontingent vergeben, welches die Diffe-
renz zum zulässigen Immissionswert ausgleicht.  
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Übersichtskarte der Teilflächen zur Emissionskontingentierung 

genordet, ohne Maßstab 

Die Lage der Immissionsaufpunkte, die im Rahmen des Gutachtens Nr. L 7302-1 zugrunde gelegt wur-
den, kann der Planzeichnung des Bebauungsplanes entnommen werden.  
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10 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 HBO sind in Anlehnung an die 
Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes von 2003 bauordnungsrechtliche Gestaltungs-
vorschriften in die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“ aufgenommen 
worden. Gegenstand sind Festsetzungen zur Dach- und Fassadengestaltung, zur Gestaltung und Aus-
führung von Werbeanlagen, Einfriedungen sowie von Abfall- und Wertstoffbehältern für den Teilbereich 2.  

Dach- und Fassadengestaltung 

Die geplanten Gebäude innerhalb des Teilbereiches 2 sollen sich in ihrer Ausführung und Gestaltung 
soweit wie möglich in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügen. Im Rahmen der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes wird daher festgesetzt, dass in allen Baugebieten nur Flachdächer bis zu einer Nei-
gung von 5° zulässig sind. Nicht begrünte Dachflächen sind mit hellen, nicht glänzenden Materialen mit 
einer geringen Wärmespeicherkapazität zu decken, deren Hellbezugswert über 50 % liegt. 

Für technische Aufbauten, Aufzüge oder Treppenhäuser kann die festgesetzte maximale Gebäudehöhe 
oder die vorhandene Dachhaut um bis zu 2,00 m überschritten werden, wenn der jeweilige Anteil an der 
Dachfläche auf maximal 10 % beschränkt und ein Abstand vom Schnittpunkt der Wand mit der höchsten 
Dachhaut von mindestens 3,00 m eingehalten wird. 

Zudem sind Anlagen zur Nutzung der Solarenergie zulässig, wenn die Anlagen einen Abstand von der 
nächstgelegenen Gebäudeaußenwand einhalten, der mindestens so groß ist, wie die Höhe der Anlage.  

Um eine aus stadtgestalterischer Sicht verträgliche Integration der geplanten Großbaukörper in das Orts- 
und Landschaftsbild sicherzustellen werden Art und Umfang von grellen Farbgebungen im Bebauungs-
plan eingeschränkt. Die Festsetzungen sollen somit vor dem Hintergrund der im näheren Umfeld bereits 
bestehenden Bebauung insgesamt zu einem ruhigen Erscheinungsbild der geplanten baulichen Anlagen 
und mithin des Gesamtbereiches beitragen. 

Werbeanlagen 

Mit der Zulässigkeit gewerblicher Nutzungen geht regelmäßig auch die Option auf Selbstdarstellung ein-
her. Werbeanlagen können sich als häufigem Wandel unterliegende Elemente der Stadtmöblierung und 
Stadtgestalt auf das Straßen-, das Orts- und das Landschaftsbild allerdings auch negativ auswirken. Die 
stadträumliche Präsenz und die Lage des Plangebietes begründen die Notwendigkeit, bauordnungsrecht-
liche Gestaltungsvorschriften bezüglich der Zulässigkeit von Werbeanlagen innerhalb des Plangebietes in 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes aufzunehmen.  

Festgesetzt wird daher, dass Werbepylone unzulässig sind und Werbeanlagen auf den nicht überbauba-
ren Grundstücksflächen – außer im Bereich der Grundstückszufahrten – sowie auf den Dachflächen 
ebenso unzulässig sind, wie blinkende, wechselnde und wechselnd beleuchtete Werbeanlagen, Projekti-
onen, akustische Werbeanlagen sowie Anlagen in greller Farbgebung. An Fassaden sind Werbeanlagen 
1,00 m unter der Außenwandoberkante zulässig. Die Gesamtgröße der feststehenden Werbeanlagen 
darf je Fassadenseite, vor der sie geplant sind, eine Fläche von maximal 55 m² nicht überschreiten. Auf 
der Haupteingangsseite dürfen die feststehenden Werbeanlagen eine Gesamtfläche von maximal 110 m² 
nicht überschreiten. Je Fassadenseite sind maximal zwei wechselnde Werbeanlagen mit einer Fläche 
von jeweils maximal 55 m² zulässig. 

In den Sondergebieten sind maximal zehn Werbefahnen je Grundstück, im Gewerbegebiet maximal drei 
Werbefahnen bzw. eine Werbefahne je 3.000 m² Grundstücksfläche zulässig. Fahnenmasten dürfen an 
ihrem höchsten Punkt nicht höher als 8,00 m über der Geländeoberfläche sein. 
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Einfriedungen 

Einfriedungen sind unter anderem zur Dokumentation von Grundstücksgrenzen und der Eigentumsver-
hältnisse erforderlich. Einfriedungen können allerdings auch unerwünschte Trennwirkungen begründen. 
Solche das Ortsbild beeinträchtigende Trennwirkungen sollen im Plangebiet ausgeschlossen werden. Im 
Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes wird daher festgesetzt, dass entlang der Pistorstraße 
Einfriedungen unzulässig sind. Grundstückszufahrten können durch Tore oder Schranken bis zu einer 
Höhe von 1,20 m geschlossen werden. Durch die Anpflanzung einer Baumreihe wird im Bereich zum 
öffentlichen Straßenraum der Pistorstraße eine sichtbare städtebauliche Kante in Form einer Randein-
grünung mit großkronigen Baumreihen geschaffen. 

Abfall- und Wertstoffbehälter 

Auch der im Zusammenhang mit gewerblichen Nutzungen erforderliche Umfang an Abfall- und Wertstoff-
behältern kann sich negativ auf das Straßen-, das Orts- und das Landschaftsbild auswirken. Im Rahmen 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes wird daher festgesetzt, dass Stellplätze für bewegliche Abfall- und 
Wertstoffbehälter im Gebäude zu integrieren oder durch Abpflanzungen mit Schnitthecken oder Laub-
sträuchern zu begrünen oder durch mit Kletterpflanzen berankte Pergolen gegenüber dem allgemeinen 
Kundenverkehr abzuschirmen sind. 

11 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz  

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-
gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens.  

Wasserversorgung 

Die Versorgung des Teilbereiches 2 mit Trink- und Löschwasser kann aufgrund der Lage des Plangebie-
tes innerhalb des Bebauungszusammenhanges und bestehender Leitungen entsprechend gesichert wer-
den. Für den Teilbereich 1 ergeben sich im Zuge der vorliegenden Planungen keine Änderungen. 

Seitens des Amtes für Brand- und Bevölkerungsschutz der Stadt Gießen werden in der Stellungnahme 
vom 26.04.2012 aus brandschutztechnischer Sicht insbesondere Hinweise zur Löschwasserversorgung
mit einem Mindestgrundschutz von mindestens 96 m3/h über einen Zeitraum von zwei Stunden, erforderlichen 
Hydranten, Feuerwehrzufahrten und Anpflanzungen von Bäumen sowie zur Beschaffenheit von Sperr-
pfosten und Schranken gegeben. 

Zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung ist im Bebauungsplan von der Straße Watzenborner Weg 
bis zur Pistorstraße durchgehend ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Versorgungsträger 
und der Stadt Gießen eingetragen, innerhalb dessen die erforderliche leitungsgebundene Infrastruktur 
verlegt werden kann. Die tatsächliche Ausführungsplanung kann darüber hinaus zu dem Ergebnis kom-
men, dass der unmittelbare Anschluss an die Pistorstraße nicht erforderlich ist. Die entsprechenden Ver-
einbarungen werden auf einer parallel erfolgenden öffentlich-rechtlichen Ebene geklärt.  

Das Leitungsrecht wird auf einer Breite von 8 m festgesetzt und dient der Sicherstellung der Versorgung 
des Sondergebietes SO 3 und des Gewerbegebietes. Für die Versorgung des im Süden liegenden Son-
dergebietes SO 4 ist ebenfalls ein Geh, Fahr- und Leitungsrecht erforderlich, welches den Anschluss an 
den Kanal in der Straße Watzenborner Weg ermöglicht. Die Löschwasserversorgung kann somit im 
Rahmen der vorgenannten Leitungsrechte sichergestellt werden.  
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Ein Standort für einen neuen Hydrant wird im Rahmen der Ausführungsplanung in Abstimmung mit dem 
Amt für Brandschutz der Stadt Gießen bestimmt und geprüft, inwieweit ein Ringschluss zwischen den 
Straßen Watzenborner Weg und Steinberger Weg möglich ist. 

Abwasserentsorgung 

Die Abwasserentsorgung des Plangebietes (Teilbereich 2) erfolgt durch Anschluss an die bestehenden 
Netze. Im Bebauungsplan ist daher von der Straße Watzenborner Weg bis zur Pistorstraße durchgehend 
ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Versorgungsträger und der Stadt Gießen eingetragen, 
innerhalb dessen die erforderliche leitungsgebundene Infrastruktur verlegt und somit der Anschluss an 
bestehende Entsorgungsleitungen planungsrechtlich gewährleistet werden kann. Für die Entsorgung des 
im Süden liegenden Sondergebietes SO 4 ist ebenfalls ein Geh, Fahr- und Leitungsrecht erforderlich, 
welches den Anschluss an den Kanal in der Straße Watzenborner Weg ermöglicht. 

Im Zusammenhang mit der Abwasserentsorgung ist ferner die Beseitigung von Niederschlagswasser 
anzusprechen. Am 1. März 2010 ist das neue Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585) in Kraft getreten. Da dem Bund im Zuge der sog. Föderalismusreform für den Bereich des Was-
serhaushalts die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz eingeräumt worden ist, wurden die bisheri-
gen Rahmenregelungen entsprechend zu Vollregelungen fortentwickelt. Vorrangig gelten nunmehr die 
bundesrechtlichen Regelungen – die Vorschriften des Hessischen Wassergesetzes (HWG) gelten jedoch 
fort, soweit das WHG für den betroffenen Bereich keine oder zumindest keine abschließende Regelung 
trifft oder aber eine Öffnungsklausel für das Landesrecht enthalten ist. Die Änderungen bedeuten unter 
anderem auch, dass § 42 Abs. 3 Satz 1 und 2 HWG a.F. im Ergebnis durch den im Folgenden zitierten § 
55 Abs. 2 WHG verdrängt worden ist: 

§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsätze der Abwasserbeseitigung 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermi-
schung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

§ 55 Abs. 2 WHG übernimmt damit als bundesweite Regelung den bereits im Landesrecht einge-
führten Grundsatz zur nachhaltigen Niederschlagswasserbeseitigung. Das HWG wurde darüber 
hinaus jedoch bereits an Inhalt und Systematik des WHG angepasst und am 14.12.2010 vom 
Landtag beschlossen, sodass nach der erfolgten Anpassung des Landesrechts nachfolgend 
zugleich die nunmehr maßgebliche Vorschrift des HWG aufgeführt werden soll:

§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung 

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 
wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

Da sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG unmittelbar geltendes Recht darstellen 
und im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren zu beachten sind, wobei der Begriff „soll“ dahingehend 
verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden Schwierigkeiten, d.h. bei atypischen Sonder-
fällen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf, wird vorliegend etwa von weitergehenden was-
serrechtlichen Festsetzungen abgesehen.  
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Trinkwasserschutzgebiet 

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines ausgewiesenen Trinkwasserschutzgebietes.  

Bodenversiegelung 

Von zunehmender Bedeutung im Hinblick auf die langfristige Trinkwassersicherung ist die mit der Versie-
gelung infolge der geplanten Bebauung einhergehende Reduzierung der Grundwasserneubildungsrate. 
Jede Inanspruchnahme von Bodenfläche für eine bauliche Nutzung begründet einen Eingriff in die natür-
lichen Bodenfunktionen, da insbesondere die Speicherfähigkeit sowie Filter- und Pufferfunktionen beein-
trächtigt werden können. Hinzu kommt auch der potenzielle Lebensraumverlust für Tiere und Pflanzen. 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes enthält daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Versiege-
lung von zu befestigenden Flächen zu minimieren, insbesondere durch die Vorschrift zur wasserdurch-
lässigen Befestigung von Stellplätze, Wege, Lagerflächen, Hofflächen, Garagenzufahrten und Terrassen.  

Weiterführend kann auf die einschlägigen Bestimmungen der Landesbauordnung, z.B. den im Folgenden 
zitierten § 8 Abs. 1 HBO verwiesen werden: 

Die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind  

1. wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen und 

2. zu begrünen oder zu bepflanzen, 

soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. Satz 1 findet keine Anwendung, 
soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen Festsetzungen zu den nicht überbauten Flächen treffen.

Oberirdische Gewässer 

Oberirdische Gewässer sowie Quellen oder quellige Bereiche werden durch die vorliegende Planung 
nicht berührt. 

Überschwemmungsgebiete 

Das Plangebiet befindet sich nicht in einem Überschwemmungsgebiet.  

Altablagerungen und Altlasten 

Bei den gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB als altlastenverdächtig gekennzeichneten Flächen handelt es 
sich um wiederverfüllte Tongruben. Durchgeführte Untersuchungen haben gezeigt, dass das Gelände mit 
Bodenaushub und Bauschutt bis zu 18 m tief aufgefüllt ist. Zu Beginn der Untersuchungen im Jahr 1990 
nachgewiesenes Methan in der Bodenluft konnte durch die Verlegung einer Gasdrainage saniert werden. 
Mit Verfügung vom 03.04.1996 hat das Regierungspräsidium Gießen einer baulichen Nutzung der Flä-
chen mit der Auflage einer umwelttechnischen Überwachung sämtlicher Erdarbeiten zugestimmt.  

Da jedoch nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei Tiefgründungen im Rahmen von Bauvorhaben 
Bereiche ausgeschnitten werden, die durch die Untersuchungen nicht erfasst oder durch die ausgeführ-
ten Sanierungs-/Sicherungsmaßnahmen nicht abgesichert sind, behält sich das Regierungspräsidium 
Gießen eine Einzelfallentscheidung zu Baumaßnahmen vor. Im Baugenehmigungsverfahren sind daher 
das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen und das Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Um-
welt, zu beteiligen. 
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12 Sonstige Infrastruktur 

Im Bebauungsplan ist von der Straße Watzenborner Weg bis zur Pistorstraße durchgehend ein Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Versorgungsträger und der Stadt Gießen eingetragen, innerhalb 
dessen die erforderliche leitungsgebundene Infrastruktur (Wasser, Abwasser, Fernwärme sowie Tele-
kommunikation) verlegt und somit der Anschluss an bestehende Ver- und Entsorgungsinfrastruktur pla-
nungsrechtlich gewährleistet werden kann. Für die Ver- und Entsorgung des im Süden liegenden Son-
dergebietes SO 4 ist ebenfalls ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht erforderlich, welches den Anschluss an 
den Kanal in der Straße Watzenborner Weg ermöglicht. 

13 Bodenordnung  

Ein Verfahren zur Bodenordnung i.S.d. §§ 45 ff. BauGB ist nicht vorgesehen.

14 Kosten 

Der Stadt Gießen entstehen aus dem Vollzug des Bebauungsplanes voraussichtlich keine Kosten. 

15 Kennzeichnungen und Hinweise 

Verwertung von Niederschlagswasser 

Niederschlagswasser soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftli-
che und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). Andernfalls ist Nie-
derschlagswasser ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Ver-
mischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtliche noch 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 
2 Satz 1 WHG). 

Mit umweltgefährdenden Stoffen belastete Flächen (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 

Bei den als altlastenverdächtig gekennzeichneten Flächen handelt es sich um wiederverfüllte Tongruben. 
Durchgeführte Untersuchungen haben gezeigt, dass das Gelände mit Bodenaushub und Bauschutt bis zu 
18 m tief aufgefüllt ist. Zu Beginn der Untersuchungen im Jahr 1990 nachgewiesenes Methan in der Bo-
denluft konnte durch die Verlegung einer Gasdrainage saniert werden. Mit Verfügung vom 03.04.1996 hat 
das Regierungspräsidium Gießen einer baulichen Nutzung der Flächen mit der Auflage einer umwelt-
technischen Überwachung sämtlicher Erdarbeiten zugestimmt. Da jedoch nicht ausgeschlossen werden 
kann, dass bei Tiefgründungen im Rahmen von Bauvorhaben Bereiche ausgeschnitten werden, die durch 
die Untersuchungen nicht erfasst oder durch die ausgeführten Sanierungs-/Sicherungsmaßnahmen nicht 
abgesichert sind, behält sich das Regierungspräsidium Gießen eine Einzelfallentscheidung zu Baumaß-
nahmen vor. Im Baugenehmigungsverfahren sind daher das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen 
und das Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt, zu beteiligen. 
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Abfallrechtlicher Hinweis 

Im gesamten als altlastenverdächtig gekennzeichneten Bereich sind sämtliche Aushubarbeiten gutachter-
lich zu überwachen und zu dokumentieren. Bei organoleptischen Auffälligkeiten ist anfallender Erdaushub 
zu untersuchen. Im Rahmen von Bauvorhaben ist das Merkblatt des Regierungspräsidiums Gießen in der 
jeweils neuesten Fassung zur Überwachung von Abbruch- und Aushubarbeiten auf kontaminierten Flä-
chen sowie zur Entsorgung dabei anfallender Materialien zu beachten. 

Kampfmittelbelastung 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb eines Bombenabwurfgebietes. In Bereichen, in denen durch 
Nachkriegsbebauungen keine Boden eingreifenden Maßnahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 4,0 m 
erfolgt sind, ist das Gelände von Bodeneingriffen durch ein in Hessen anerkanntes Kampfmittel-
räumunternehmen systematisch auf Kampfmittel untersuchen zu lassen. 

Entwässerungsanlagen 

Bei der Herstellung der Einrichtungen zur Niederschlagsentwässerung sind die allgemein anerkannten 
Regeln der Technik, insbesondere das Arbeitsblatt A 138 'Bau und Bemessung von Anlagen zur dezen-
tralen Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser' der Abwassertechnischen 
Vereinigung (ATV), die DIN 1986 'Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke' und DIN 1989 
‚Regenwassernutzung‘, die Euronormen EN 12056 und EN 752 sowie die Abwassersatzung der Stadt 
Gießen zu beachten.  

Artenschutzrecht 

Der Bebauungsplan betrifft gemäß § 44 BNatSchG artenschutzrechtliche relevante Vorkommen der 
Kreuzkröte. Wenn die im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag vorgesehenen Vermeidungs- und CEF-
Maßnahmen (vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen) nicht vorlaufend funktionstüchtig hergestellt werden, 
sind Vorhaben nur nach einer vorherigen artenschutzrechtlichen Genehmigung gemäß § 45 Abs. 7 oder 
§ 67 Abs. 2 BNatSchG zulässig. Eine Begleitung der Durchführung der CEF-Maßnahmen durch die Unte-
re Naturschutzbehörde der Stadt Gießen wird empfohlen. Die Sicherung der Maßnahme einschließlich 
der Regelung von Details erfolgt im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages. 

Gießener Sortimentsliste 2010 („Gießener Liste“)

Zentrenrelevante Sortimente Zentren- und nahversorgungsrelevante Sortimente 

- Bücher 
- Bürobedarf 
- Spielwaren und Bastelartikel 
- Sanitätswaren, Orthopädie 
- Oberbekleidung, Wäsche, Wolle, Kurzwaren I Hand-

arbeiten, Stoffe, sonstige Textilien 
- Baby- I Kinderartikel 
- Schuhe, Lederbekleidung, Lederwaren, Modewaren 

inkl. Hüte, Accessoires und Schirme, Sportartikel 
(inkl. Bekleidung) 

- Heimtextilien, Gardinen und Zubehör, Bettwäsche 
- Hausrat, Glas I Porzellan I Keramik, Kunstgewerbe, 

- Lebensmittel* inkl. Lebensmittelhandwerk, Tabakwa-
ren

- Getränke* 
- Reformwaren 
- Drogerieartikel (inkl. Wasch- und Putzmittel), Kosme-

tik, Apothekenwaren 
- Schnittblumen 
- Papier- und Schreibwaren, Schulbedarf, Zeitschriften
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Geschenkartikel, Antiquitäten 
- Uhren, Schmuck, Silberwaren 
- Fotogeräte, Videokameras, Fotowaren u. ä. 
- Optische und feinmechanische Erzeugnisse 
- Unterhaltungselektronik, Ton- und Bildträger 
- Elektrokleingeräte (weiße und braune Ware)** 
- Computer, Geräte der Telekommunikation 

* Lebensmittel und Getränke sind grundsätzlich zentrenrelevante bzw. nahversorgungsrelevante Sortimente, 
aufgrund des Betriebstypencharakters eines Lebensmittel- oder Getränkemarktes ist hier jedoch Abwä-
gungsspielraum gegeben. 

** weiße Ware: z.B. Haus- und Küchengeräte; braune Ware: z.B. Radio-, TV-, Videogeräte 

Quelle: GMA-Empfehlungen 2011 

16 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert am 22.04.1993 (BGBl. I S. 
466), Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 06.02.2012 (BGBl. I S. 
148), Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 06.10.2011 (BGBl. I S. 1986), Hessische Bau-
ordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.04.2011, 
Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14.12.2010 (GVBI. I S. 548), Hessische Gemeindeordnung 
(HGO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 16.12.2011 (GVBl. I S. 786). 

17 Verfahrensstand 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB: 24.03.2011, Bekanntmachung: 31.03.2012 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB: 02.04.2012 bis 27.04.2012, Be-
kanntmachung: 31.03.2012 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB: Anschreiben: 30.03.2012, Frist: 27.04.2012 

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB: __.__.____ – __.__.____, Bekanntmachung: 
__.__.____ 

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB: An-
schreiben: __.__.____, Frist: __.__.____ 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB: __.__.____ 
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Vorbemerkungen

Der Bebauungsplan „Am Grüninger Pfad“, 1. Änderung verfolgt als wesentliches Ziel, bisher über den 
Bebauungsplan „Am Grüninger Pfad“ bereits rechtskräftig ausgewiesene Gewerbeflächen teilweise in 
Sondergebietsflächen umzuwidmen. 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist gemäß § 2 (4) BauGB für die Belange des Umweltschutzes 
nach § 1 (6) 7 und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlich erhebli-
chen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. 
Bei der Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage zum BauGB zu verwenden. 

Entsprechend § 2a BauGB ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unter-
liegt damit den gleichen Verfahrensschritten wie die Begründung an sich (u.a. Öffentlichkeitsbeteili-
gung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange). Er dient als Grundlage für die durchzuführende 
Umweltprüfung. Der Umweltbericht und die eingegangenen Anregungen und Hinweise sind als Er-
gebnis der Umweltprüfung in der abschließenden bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen. 

Um Doppelungen und damit eine unnötige Belastung des Verfahrens zu vermeiden, wurden die für 
die Abarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1a (3) BauGB in Verbindung mit § 18 (1) BNatSchG) notwen-
digen zusätzlichen Inhalte, die als Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1a 
(3) und § 1 (6) 7 BauGB gleichberechtigt in die bauleitplanerische Abwägung nach § 1 (7) BauGB 
einzustellen sind, in den Umweltbericht integriert. Integriert wurde zudem die Abarbeitung der arten-
schutzrechtlichen Belange. Die vorliegenden Unterlagen werden daher als Umweltbericht mit integ-
riertem Landschaftspflegerischem Planungsbeitrag und artenschutzrechtlichem Fachbeitrag bezeich-
net.
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1 Einleitung 

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 

1.1.1 Ziele des Bauleitplans 

Die Ziele des Bauleitplans werden in Kap. 1 der Begründung beschrieben, so dass an dieser Stelle 
auf eine Wiederholung verzichtet wird. 

1.1.2 Angaben über Standort, Art und Umfang des Vorhabens 

Das Plangebiet befindet sich im südöstlichen Stadtgebiet der Stadt Gießen im Bereich der Straßen 
Schiffenberger Weg, Steinberger Weg und Pistorstraße. Der räumliche Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“ – 1. Änderung umfasst in der Gemarkung Gießen, Flur 
14, die Flurstücke Nr. 54, 55, 56 und 57 tlw. und schließt sich damit südlich an den bestehenden Bau- 
und Heimwerkermarkt OBI an (Teilbereich 2). Der Geltungsbereich umfasst hier eine Fläche von rd. 
4,5 ha. 

Hinzu kommt in der Gemarkung Gießen, Flur 14, das Flurstück Nr. 63/1 tlw. und damit der Bereich 
des bestehenden Möbel- und Einrichtungshauses mit Mitnahmemarkt an der Ferniestra-
ße/Pistorstraße mit einer Fläche von rd. 3,0 ha (Teilbereich 1). Hier bedarf es jedoch ausschließlich 
einer Änderung der textlichen Festsetzungen. 

Übersicht zur Lage des Plangebietes 

Teilbereich 1 

Teilbereich 2 
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Nach KLAUSING (1988)1 gehört das Plangebiet zur naturräumlichen Untereinheit Gießener Becken 
(Teileinheit 348.10; Haupteinheit 348 Marburg-Gießener Lahntal). Die Höhenlage beträgt rd. 170 m ü. 
NN.

Beide Teilbereiche befinden sich nutzungsgeschichtlich im Bereich der ehem. Gailschen Tonwerke, 
welche der Gewinnung von Ton im Tagebau dienten. Der Abbau des Tons wurde von 1962 bis 1991 
betrieben. Die systematische Wiederverfüllung der Tongruben zur Rückgewinnung des Geländes für 
eine Folgenutzung wurde seit 1972 betrieben und erschien 1990/91 als abgeschlossen. Da bei der 
Verfüllung organisches Material unter Luftabschluss eingebaut worden war und sich in der Folge Me-
than entwickelte und ausgaste, musste 1992 ein Gesamtsanierungskonzept entwickelt und durchge-
führt werden, um eine Bebauung der Flächen zu ermöglichen. Im Sommer 1994 konnte die Sanierung 
als abgeschlossen betrachtet werden. Bis auf das Langklärbecken wurden die Flächen nach erfolgter 
Rekultivierung aus dem Bergrecht entlassen. Das Langklärbecken wurde 1999 aus dem Bergrecht 
entlassen.

Lage des Plangebietes und räumlicher Geltungsbereich der 1. Änderung (Teilbereich 1 und 2) 

Eigene Darstellung auf Basis von: http://hessenviewer.hessen.de  (03.06.11)               genordet, ohne Maßstab 

Der Teilbereich 2 östlich der Pistorstraße stellt sich gegenwärtig im Wesentlichen als ungenutzte und 
bislang unbebaute Brachfläche dar und umfasst ausschließlich im nördlichen Bereich bestehende 
Parkplätze, die insbesondere von der benachbarten Volksbank Mittelhessen als Mitarbeiterstellplätze 
genutzt werden sowie im westlichen und südlichen Randbereich den vorhandenen Straßenverlauf der 
Pistorstraße. Die Brachfläche besteht vorwiegend aus ruderalem Grünland sowie standortheimischen 
Hecken und Gebüschen, zwei temporären Kleingewässern mit Röhrichtbeständen und in den südli-
chen Randbereichen auch ruderale Trockenrasen. Innerhalb des Teilbereich 1 befinden sich die Ge-
bäude des Möbelhauses Sommerlad einschließlich des SOMIT-Marktes sowie zugehöriger Freiflä-
chen und Stellplätze mit entsprechenden Zu- und Umfahrten. 
                                                          
1 KLAUSING, O. (1988): Die Naturräume Hessens. Hess. Landesamt für Umwelt (Hrsg.)

Teilbereich 2 

OBI

Teilbereich 1 
nur Änderung
der textlichen 

Festsetzungen

Pistorstraße 

Möbelstadt
Sommerlad

SOMIT 

Ferniestraße 
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Die in der Stadt Gießen im Bereich Pistorstraße/Ferniestraße ansässigen Unternehmen Möbelhaus 
Sommerlad und Bau- und Heimwerkermarkt OBI beabsichtigen jeweils zur Optimierung ihrer spezifi-
schen Warenangebote eine Betriebsauslagerung auf die bisher ungenutzten Flächen östlich der 
Pistorstraße und südlich der Spoerhasestraße. Die Auslagerungen dienen der Sicherung und dem 
Ausbau der Marktbedeutung beider Unternehmen am Standort im Schiffenberger Tal. Seitens der 
Investorengemeinschaft wurden konkrete Pläne zur Ansiedlung eines Baustoffhandels (OBI drive-in-
Markt) und zur Verlagerung eines Möbeldiscounters (SOMIT-Markt) einschließlich der für die vorge-
nannten Nutzungen jeweils erforderlichen Stellplätze vorgelegt. Das Sortiment des Möbel- und Ein-
richtungshauses mit Mitnahmemarkt wird nicht erweitert, sondern der SOMIT-Markt nur ausgelagert. 
Dies begründet die Einbeziehung des Sondergebietes im Bereich westlich der Pistorstraße in den 
räumlichen Geltungsbereich der vorliegenden 1. Änderung, damit die textlichen Festsetzungen ent-
sprechend angepasst werden können. Die neu geschaffenen Angebote ergänzen ausschließlich die in 
diesem Bereich bereits vorhandenen Nutzungen.

Die beabsichtigte städtebauliche Neuordnung sowie die Vorhaben begründen in diesem Sinne ein 
Planerfordernis und somit die 1. Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. GI 04/05 „Am 
Grüninger Pfad“ aus dem Jahr 2003, der für den zur Änderung vorgesehenen Bereich überwiegend 
Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO festsetzt. Mit der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungspla-
nes sollen somit die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung der geplanten Vorha-
ben geschaffen werden. 

1.1.3 Beschreibung der Festsetzungen des Plans 

Hinsichtlich der Beschreibung der vorgesehenen Festsetzungen wird auf die entsprechenden Aus-
führungen der Begründung verwiesen. 

1.1.4 Bedarf an Grund und Boden 

Der Teilbereich 2 des Geltungsbereichs umfasst hier eine Fläche von rd. 4,5 ha. Der Teilbereich 1 
umfasst rd. 3,0 ha (hier ausschließlich Änderung der textlichen Festsetzungen). 

1.2 Darstellung der für das Vorhaben relevanten in einschlägigen Fachgesetzen und  
-plänen festgelegten Ziele des Umweltschutzes und ihrer Berücksichtigung bei der 
Planaufstellung

Regionalplan

Der Regionalplan Mittelhessen 2010 stellt für den Bereich des Plangebietes Vorranggebiet Industrie- 
und Gewerbe Bestand dar. Zur Realisierung eines Sondergebietes bedarf es insofern im Regional-
plan Mittelhessen der Festlegung Vorranggebiet Siedlung. Ein hierfür erforderliches Zielabweichungs-
verfahren gemäß § 12 Abs. 2 des Hessischen Landesplanungsgesetzes (HLPG) wurde bereits durch-
geführt.

Flächennutzungsplan

Der Flächennutzungsplan der Stadt Gießen aus dem Jahr 2000 stellt für das Plangebiet (Flur 14, 
Flurstücke Nr. 54, 55 und 56) Gewerbliche Baufläche – Planung dar. Die Änderung des Flächennut-
zungsplanes erfolgt im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes. Der nördliche Gel-
tungsbereich (Flur 14, Flurstück Nr. 63/1 tlw.) bleibt von der Änderung des Flächennutzungsplanes 
unberührt.
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Landschaftsplan

Der Landschaftsplan der Stadt Gießen 2004 trifft für das Plangebiet folgende Aussagen: Der Gel-
tungsbereich liegt in dem als Altablagerung Nr. 44 dargestellten Bereich. Als Abfallart werden Bau-
schutt und Erdaushub angegeben. Die Untersuchungsergebnisse werden mit „Bodenverunreini-
gungen festgestellt; Sanierung abgeschlossen“ zusammengefasst. Die Bodeneigenschaften werden 
als „künstlich verändertes Gelände“ angegeben. Als Biotoptypen werden Wiesenbrachen und ruderale 
Wiesen, Rohboden mit lückiger Vegetation sowie Gebüschsukzession angegeben. Die Landschafts-
bewertung weist den Bereich als stark überformt aus. In der Karte Kategorien des Flächen- und Ob-
jektschutzes wird für den östlichen Gebietsrand Fläche mit rechtlichen Bindungen gem. § 9 (1) 20 
BauGB angegeben. Besondere Maßnahmen oder Entwicklungsziele werden für das Plangebiet nicht 
angegeben.

Im Hinblick auf weitere allgemeine Grundsätze und Ziele des Umweltschutzes und ihre Berücksichti-
gung bei der Planung wird auf die Ausführungen der Kap. 1.3 bis 1.5 sowie 2.1 bis 2.8 des vorliegen-
den Umweltberichtes verwiesen. 

1.3 Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwäs-
sern

Hinsichtlich des eigens erarbeiteten schalltechnischen Gutachtens wird auf die entsprechenden Aus-
führungen der Begründung (Kap. 9) verwiesen. 

Hinsichtlich des Umgangs mit Abfällen sind derzeit keine aus der künftigen Nutzung entstehenden 
Sonderabfallformen absehbar. 

Die Abführung von Abwässern erfolgt über das bestehende Kanalnetz. 

Niederschlagswasser soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirt-
schaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). Andernfalls 
ist Niederschlagswasser ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder direkt oder über eine Kanalisation 
ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer einzuleiten, soweit dem weder wasserrechtli-
che noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenste-
hen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 

1.4 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Anlagen zur Nutzung der Solarenergie sind zulässig, wenn die Anlagen einen Abstand von der 
nächstgelegenen Gebäudeaußenwand einhalten, der mindestens so groß ist, wie die Höhe der Anla-
ge.

1.5 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden 

Die vorliegende Planung entspricht dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden, 
da ausschließlich bereits rechtskräftig als Gewerbegebiet festgesetzte Flächen neu in Anspruch ge-
nommen werden. 
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2 Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen einschließlich der Maßnahmen zu ihrer Vermeidung, 
Verringerung bzw. ihrem Ausgleich 

2.1 Boden und Wasser 

Gemäß Landschaftsplan der Stadt Gießen 2004 liegt der Geltungsbereich in dem als Altablagerung 
Nr. 44 dargestellten Bereich. Als Abfallart werden Bauschutt und Erdaushub angegeben. Die Untersu-
chungsergebnisse werden mit „Bodenverunreinigungen festgestellt; Sanierung abgeschlossen“ zu-
sammengefasst. Die Bodeneigenschaften werden als „künstlich verändertes Gelände“ angegeben. 

Bei den gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB in der Plankarte des vorliegenden Bebauungsplans als altlas-
tenverdächtig gekennzeichneten Flächen handelt es sich um wiederverfüllte Tongruben. Durchgeführ-
te Untersuchungen haben gezeigt, dass das Gelände mit Bodenaushub und Bauschutt bis zu 18 m 
tief aufgefüllt ist. Zu Beginn der Untersuchungen im Jahr 1990 nachgewiesenes Methan in der Boden-
luft konnte durch die Verlegung einer Gasdrainage saniert werden. Mit Verfügung vom 03.04.1996 hat 
das Regierungspräsidium Gießen einer baulichen Nutzung der Flächen mit der Auflage einer umwelt-
technischen Überwachung sämtlicher Erdarbeiten zugestimmt. Da jedoch nicht ausgeschlossen wer-
den kann, dass bei Tiefgründungen im Rahmen von Bauvorhaben Bereiche ausgeschnitten werden, 
die durch die Untersuchungen nicht erfasst oder durch die ausgeführten Sanierungs-
/Sicherungsmaßnahmen nicht abgesichert sind, behält sich das Regierungspräsidium Gießen eine 
Einzelfallentscheidung zu Baumaßnahmen vor. Im Baugenehmigungsverfahren sind daher das Amt 
für Umwelt und Natur der Stadt Gießen und das Regierungspräsidium Gießen, Abteilung Umwelt, zu 
beteiligen.

Durch die in der Vergangenheit im Bereich des Plangebietes vorgenommenen Abgrabungen und Wie-
derauffüllungen ist davon auszugehen, dass im Untersuchungsgebiet keine natürlichen Bodenverhält-
nisse mehr anzutreffen sind. 

2.2 Klima und Luft 

Die bisher noch unverbauten Ruderalflächen sind – wie alle gehölzarmen bis mäßig gehölzreichen 
Offenlandbereiche - von starken bis mittleren Temperaturschwankungen geprägt, die sich an heißen 
Sommertagen in einer starken bis mittleren Erwärmung der oberen Bodenschichten ausdrücken. 

Gemäß Stadtplanungsamt sind nachfolgend wiedergegebene Aussagen aus dem Klimagutachten 
DWD 1995 für den Planungsraum Schiffenberger Tal zu berücksichtigen: Schiffenberger Tal: Die Flä-
chen der ehem. Tongruben sind für Gewerbeansiedlungen vorgesehen. Die Windmessungen in die-
sem Gebiet ergaben einen hohen Anteil von Winden aus südöstlicher Richtung. Darüber hinaus zei-
gen die Messungen, dass die Windgeschwindigkeiten aus diesem Richtungssektor lediglich ca. 1.0 
m/s betrugen. Das gesamte Gewerbegebiet ist somit relativ schwach belüftet. Ferner ist zu berück-
sichtigen, dass hier gebildete Emissionen zwar mit niedriger Transportgeschwindigkeit, jedoch direkt 
in Richtung der Wohnbebauung verfrachtet werden. Angesichts der Durchlüftungs- und Emissions-
problematik sollten daher keine schadstoffproduzierende Betriebe angesiedelt werden. Die geplanten 
Gebäude sollten aufgrund der vorherrschenden Winde in Südostrichtung orientiert sein und 3 Stock-
werke nicht überschreiten. Eine Bebauung der ausgewiesenen Flächen wird eine Erhöhung der Luft-
temperatur bewirken. Durchgrünungsmaßnahmen haben bei diesem Planungsvorhaben somit Priori-
tät [...]. Vor allem ist hier die Begrünung von Dachflächen und Fassaden von Lagerhallen zu nennen, 
sowie die Vermeidung von asphaltierten Parkplätzen. [...] Grundsätzlich wird empfohlen, den Durch-
grünungsgrad und Luftaustausch auch innerhalb der aktuellen Bebauung zu fördern und flächenhaft 
Entsiegelungen im Bereich der Tonwerke vorzunehmen. Des weiteren sind die stehenden Gewässer 
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zu erhalten. Sie besitzen aufgrund des hohen Verdunstungspotentials eine Ausgleichsfunktion im kli-
maökologischen Zusammenhang und sind somit dem Bioklima vor Ort zuträglich. 

Nachfolgend aufgeführte Festsetzungen des Bebauungsplans tragen grundsätzlich zur Umsetzung 
der o.g. Empfehlungen bei: 

� Mindestens 20 % der Baugrundstücke sind zu begrünen, wobei schon vorhandene Vegetationsflä-
chen vorrangig zu erhalten sind. Die gemäß den zeichnerischen Festsetzungen anzupflanzenden 
Laubbäume können zur Anrechnung gebracht werden. 

� Stellplätze, Wege, Lagerflächen, Hofflächen, Garagenzufahrten und Terrassen, auf denen keine 
wassergefährdenden Stoffe gelagert oder umgeschlagen werden, sind in einer Bauweise herzu-
stellen, die eine Versickerung von Niederschlagswasser ermöglichen. 

� Je 5 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen. Einzelne Baumscheiben sind mit einer 
Fläche von min. 6 m2 anzulegen, die Mindestbreite von Pflanzstreifen beträgt 2,5 m. Je 250 m2

Nutzfläche von nicht überdachten Lagerplätzen ist ein großkroniger Laubbaum der Artenliste C 9 
zu pflanzen. 

� Mindestens 50 % der Dachflächen sind in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu begrü-
nen, wobei der Abflussbeiwert mindestens 0,3 beträgt. Bodendeckende Begrünung ist zusätzlich 
unter Verwendung von Gräsern und Stauden als Initialpflanzung vorzunehmen. Hiervon ausge-
nommen sind Staffelgeschosse sowie betriebstechnische Aufbauten. 

� Gebäudefassaden, mit Ausnahme von Glasfassaden, die eine geschlossene Wandfläche von 
mehr als 5 m Breite oder mehr als 50 m² Fläche ab Erdgeschoss aufweisen, sind zu begrünen. 

2.3 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Zur Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen des Plangebietes wurden von Ende März bis Septem-
ber 2011 mehrere Geländebegehungen durchgeführt. Die Ergebnisse werden nachfolgend beschrie-
ben (Kap. 2.3.1) und sind in der Bestandskarte (Anhang) kartographisch umgesetzt. Im Rahmen der 
Erarbeitung der vorliegenden Unterlagen wird zudem eine Artenschutzrechtliche Prüfung durchge-
führt, in deren Rahmen eine systematische Erfassung der Tiergruppen Vögel, Fledermäuse, Amphi-
bien, Reptilien, Tagfalter (einschl. Widderchen) und Heuschrecken ebenfalls von März bis September 
2011 sowie ergänzend für die Amphibien durch Begehungen von Mai bis Juli 2012 erfolgte. Die Er-
gebnisse der tierökologischen Erhebungen werden im nachfolgenden Unterkapitel 2.3.2 beschrieben. 
Die artenschutzrechtliche Prüfung findet sich in Kap. 2.3.3. 

2.3.1 Vegetation und Biotopstruktur 

Bestand:

Das Plangebiet umfasst eine auf anthropogenen Boden- und Schuttablagerungen entstandene Brach-
fläche. Mit Ausnahme einer kleinen Baustoff-Lagerfläche am Ostrand sind keine geregelten Nutzun-
gen erkennbar. 

Die Vegetationszusammensetzung wird von Gräsern bestimmt und kann zu überwiegenden Teilen als 
ruderales Grünland bezeichnet werden (Foto 1). In frischen bis mäßig trockenen Bereichen treten 
Kombinationen der Gräser Glatthafer (Arrhenatherum elatius), Rotschwingel (Festuca rubra), Wiesen-
Rispengras (Poa pratensis, v.a. Kleinart P. angustifolia), Wiesen-Knäuelgras (Dactylis glomerata),
Rotes Straußgras (Agrostis capillaris) und Ruderalarten aus dem Verband der Möhren-Steinkleefluren 
(Dauco-Melilotion) wie z.B. Rainfarn (Tanacetum vulgare), Jakobs-Greiskraut (Senecio jacobaea) und 
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Wilde Möhre (Daucus carota) auf. Herdenweise tritt das Landreitgras (Calamagrostis epigejos) hinzu. 
Floristische Besonderheiten sind kleine Bestände der Rauhen Nelke (Dianthus armeria, am Süd- und 
Nordrand) und des Echten Tausendgüldenkrautes (Centaurium erythraea, am Nordrand). 

Durch Bodenverdichtung ist v.a. in den zentralen und nördlichen Flächenteilen eine Tendenz zur 
Staunässe erkennbar. Optisch sind diese Bereiche durch Vorkommen von Binsen (Juncus effusus, J. 
inflexus) abgrenzbar. Im Untersuchungszeitraum (Trockenperiode Frühjahr 2011) war die Fläche zwar 
seit Anfang / Mitte April komplett abgetrocknet, jedoch ist – abhängig von der Witterung – von (länge-
ren) periodischen Überstauungen bzw. Tümpelbildungen auszugehen. Neben den genannten Juncus-
Arten kommen unter anderem Gänsefingerkraut (Potentilla anserina), Kriechendes Fingerkraut (Po-
tentilla reptans), Kriechender Hahnenfuß (Ranunculus repens), Rauhe Segge (Carex hirta), Weißes 
Straußgras (Agrostis stolonifera) und Knickfuchsschwanz (Ranunculus geniculatus) als Elemente 
einer zu den Flutrasen zu rechnenden Pionierberasung (Ordnung Potentillo-Polygonetalia) bzw. der 
Knickfuchsschwanzrasen (Ranunculo-Alopecuretum geniculati) auf (Foto 2). 

Foto 1: Ruderales Grünland (9.6.2011)  Foto 2: Ruderales Grünland stark wechselfeucht (mit 
viel Gänsefingerkraut) (9.5.2011) 

Im Norden sind im Bereich einer Geländemulde kleine Röhrichte mit Breitblättrigem Rohrkolben 
(Typha latifolia) und Schilf (Phragmites australis) im Komplex mit Flutrasen und Seggenbeständen der 
Arten Fuchssegge (Carex vulpina), Sumpfsegge (Carex acutiformis), Zweizeilige Segge (Carex disti-
cha) und Braune Segge (Carex nigra) entwickelt (Foto 3-6). Die gefährdete Fuchssegge tritt in der 
Mulde gehäuft (bis 50 Ex.), in den anderen wechselfeuchten Bereichen nur vereinzelt auf. Weitere 
floristische Besonderheiten sind kleine Bestände des Sardischen Hahnenfußes (Ranunculus sardous)
und der Traubigen Trespe (Bromus racemosus).

Foto 3: Rohrkolbenröhricht (23.3.2011)  Foto 4: Kleingewässer (23.3.2011) 
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Foto 5: Flutrasen mit Fuchssegge (25.5.2011)  Foto 6: Röhricht und Flutrasen mit Fuchssegge 
(26.5.2011)

Am Südrand des Plangebiets ist kleinflächig ein nur lückig bewachsener Trockenstandort entstanden, 
welcher hohe Anteile an kurzlebigen und kleinwüchsigen Therophyten aufweist (Foto 7-8). Die Arten 
rekrutieren sich v.a. aus den Kleinschmielen-Rasen (Ordnung Thero-Airetalia) und den Felsgrusfluren 
bzw. Fetthennen-Gesellschaften (Ordnung Sedo-Scleranthetalia). Typische Arten für diese als rudera-
le Trockenrasen anzusprechende Vegetation sind Acker-Schmalwand (Arabidopsis thaliana), Bleiches 
Hornkraut (Cerastium glutinosum), Echter Feldsalat (Valerianella locusta), Gewöhnlicher Reiher-
schnabel (Erodium cicutarium), Feld-Ehrenpreis (Veronica arvensis), Frühlings-Hungerblümchen 
(Draba verna), Kleines Habichtskraut (Hieracium pilosella), Platthalm-Rispengras (Poa compressa)
und Silber-Fingerkraut (Potentilla argentea).

Foto 7: Ruderaler Trockenrasen am Südostrand des 
Gebietes, im Hintergrund: Baumhecke am Nordostrand 
(9.5.2011)

 Foto 8: Ruderaler Trockenrasen am Südostrand des 
Gebietes (aus Blickrichtung Nordosten) (9.5.2011) 

Innerhalb der Brachfläche treten vereinzelt junge Sträucher (u.a. Rosa canina) und Strauchgruppen
(im zentralen wechselfeuchten Bereich v.a. Weidenarten: Salix viminalis u. S. cinerea) als Initialsta-
dien einer Verbuschung auf (Foto 9-10). Am Ostrand der Parzelle befindet sich eine rd. 10 m hohe 
Baumheckenpflanzung (junges Baumholz). Artenzusammensetzung: Bergahorn (Acer pseudoplata-
nus), Birke (Betula pendula), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Espe (Populus tremula),
Feldahorn (Acer campestre), Gewöhnliche Traubenkirsche (Prunus padus), Hainbuche (Carpinus
betulus), Hasel (Corylus avellana), Kübler Weide (Salix x smithiana), Salweide (Salix caprea),
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Schwarzerle (Alnus glutinosa), Spitzahorn (Acer platanoides),
Traubeneiche (Quercus robur).
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Foto 9: Aufkommende Verbuschung, hier einzelner 
Rosenbusch (9.5.2011)

 Foto 10: Weidengehölz im südlichen Teil des Plange-
bietes (23.3.2011) 

Liste sonstiger Gefäßpflanzenarten: 

Acker-Kratzdistel (Cirsium arvense), Acker-Schachtelhalm (Equisetum arvense), Ackerwinde (Convol-
vulus arvensis), Blausegge (Carex flacca), Bleiche Segge (Carex pallescens), Blutweiderich (Lythrum 
salicaria), Brombeere (Rubus fruticosus agg.), Dichtährige Segge (Carex spicata), Echtes Labkraut 
(Galium verum), Einjähriger Feinstrahl (Erigeron annuus), Feldklee (Trifolium campestre), Feldkresse 
(Lepidium campestre), Florentiner Habichtskraut (Hieracium piloselloides), Gänseblümchen (Bellis
perennis), Gemeines Leinkraut (Linaria vulgaris), Gewöhnliche Kratzdistel (Cirsium vulgare), Gewöhn-
liche Nelkenwurz (Geum urbanum), Gewöhnlicher Beifuß (Artemisia vulgaris), Gewöhnlicher Frosch-
löffel (Alisma plantago-aquatica), Gewöhnliches Rispengras (Poa trivialis), Goldrute (Solidago spec.),
Grauweide (Salix cinerea), Große Brennnessel (Urtica dioica), Großer Wiesenknopf (Sanguisorba
officinalis), Grüner Pippau (Crepis capillaris), Hasen-Segge (Carex leporina), Hohes Fingerkraut (Po-
tentilla recta), Hopfenklee (Medicago lupulina), Huflattich (Tussilago farfara), Hügel-Arzneibaldrian 
(Valeriana pratensis), Knotige Braunwurz (Scrophularia nodosa), Kompasslattich (Lactuca serriola),
Kratzbeere (Rubus caesius), Krauser Ampfer (Rumex crispus), Kriechender Günsel (Ajuga reptans),
Kuckucks-Lichtnelke (Lychnis flos-cuculi), Liguster (Ligustrum vulgare), Mädesüß (Filipendula ulma-
ria), Meerrettich (Armoracia rusticana), Moschus-Malve (Malva moschata), Moor-Labkraut (Galium 
uliginosum), Nachtkerze (Oenothera biennis), Natternkopf (Echium vulgare), Odermennig (Agrimonia 
eupatoria), Orangerotes Habichtskraut (Hieracium aurantiacum), Rasenschmiele (Deschampsia 
cespitosa), Rauhhaarige Wicke (Vicia hirsuta), Raukenblättriges Greiskraut (Senecio erucifolius),
Rohrglanzgras (Phalaris arundinacea), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Roter Zahntrost (Odonti-
tes rubra), Scharfer Hahnenfuß (Ranunculus acris), Schlehe (Prunus spinosa), Schlitzblättriger 
Storchschnabel (Geranium dissectum), Schöllkraut (Chelidonium majus), Spitzwegerich (Plantago
lanceolata), Stieleiche (Quercus robur), Sumpf-Labkraut (Galium palustre), Sumpf-Schachtelhalm 
(Equisetum palustre), Sumpf-Schafgarbe (Achillea ptarmica), Sumpf-Ziest (Stachys palustris), Ufer-
Wolfstrapp (Lycopus europaeus), Vielblättrige Lupine (Lupinus polyphyllus), Vielblütiges Hasenbrot 
(Luzula multiflora), Vierkantiges Weidenröschen (Epilobium tetragonum), Viersamige Wicke (Vicia 
tetrasperma), Vogelkirsche (Prunus avium), Wald-Erdbeere (Fragaria vesca), Waldsimse (Scirpus
sylvaticus), Weißes Labkraut (Galium album), Wilde Kardendistel (Dipsacus fullonum), Wilde Möhre 
(Daucus carota), Wiesen-Flockenblume (Centaurea jacea), Wiesen-Fuchsschwanz (Alopecurus pra-
tensis), Wiesen-Labkraut (Galium album), Wiesen-Lieschgras (Phleum pratense), Wiesen-Löwenzahn 
(Taraxacum sect. Ruderale), Wiesen-Margerite (Leucanthemum ircutianum), Wiesenpippau (Crepis
biennis), Wiesen-Schafgarbe (Achillea millefolium), Wiesen-Schaumkraut (Cardamine pratensis),
Wiesen-Silau (Silaum silaus), Wiesen-Storchschnabel (Geranium pratense), Wolliges Honiggras (Hol-
cus lanatus), Wolfstrapp (Lycopus europaeus).
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Bewertung der Biotopausstattung und der Eingriffswirkung: 

Die Tabelle zeigt die im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen Pflanzenarten, welche in Deutschland 
(KORNECK u.a. 1996)2, in Hessen insgesamt und in der hessischen Teilregion Nordost (HMULV 2008)3

gefährdet, im Rückgang begriffen (Arten der Vorwarnliste) oder nach der Bundesartenschutzverord-
nung (BArtSchV) geschützt sind. 

Art:  Gefährdung:  Schutz: 
  D Hessen Hessen 

Reg. NO 
BArtSch
Verord.

Fuchssegge Carex vulpina 3 3 V - 
Sardischer Hahnenfuß Ranunculus sardous 3 - V - 
Traubige Trespe Bromus racemosus 3 3 V - 
Echtes Tausendgüldenkraut Centaurium erythraea V - - § 
Rauhe Nelke Dianthus armeria V V V § 

Gefährdungskategorien: 0: Ausgestorben oder verschollen, 1: vom Aussterben bedroht, 2: stark gefährdet, 3: 
gefährdet, V: zurückgehend, Art der Vorwarnliste, §: Schutz nach BArtSchV. 

Die drei gefährdeten Arten besiedeln in der Kulturlandschaft vorzugsweise Feuchtwiesen, Flutrasen 
und Seggenriede (Carex vulpina, Bromus racemosus) sowie vernässte Pionier- und Ackerstandorte 
(Ranunculus sardous), also durch (wechsel-) feuchte bis nasse Verhältnisse geprägte Lebensräume. 
Die beiden Arten der Vorwarnliste sind typisch für magere, häufiger gestörte Flächen. 

Die Untersuchungsfläche zeigt eine relativ hohe Pflanzenartenvielfalt, welche wesentlich vom Vor-
handensein unterschiedlicher Bodenfeuchteverhältnisse (trocken bis nass) gefördert wird. Die gege-
benen Artenkombinationen sind recht typisch für anthropogen bedingte Pionierlebensräume nach 
flächenhaftem Bodenauf- oder -abtrag. Im gegebenem Fall dürfte die Kombination aus extremer Bo-
denverdichtung und unregelmäßigem Bodenrelief die Existenz feuchter Pioniervegetation und Röh-
richte gefördert haben. Artenreich sind – wie im gegebenen Fall - eher jüngere Pionierstadien. Im wei-
teren Verlauf der Sukzession nimmt die floristische Vielfalt in der Regel wieder ab, da die Pioniervege-
tation durch artenärmere Dauergesellschaften ersetzt wird und sich zunehmend auch Gehölze (Birke, 
Espe, Weiden) durchsetzen. 

Die floristische und vegetationskundliche Bedeutung solcher Flächen liegt darin, dass sich häufig Er-
satzlebensräume für Arten und Gesellschaften entwickeln können, welche in der Kulturlandschaft z.B. 
durch Melioration und Nutzungsintensivierung gefährdet oder rückläufig sind. In Bezug auf die Be-
standssituation der drei im Plangebiet vorkommenden Rote-Liste-Arten feuchter bis nasser Standorte 
sind solche Ersatzräume in Hessen derzeit von untergeordneter Bedeutung. Entsprechende Arten-
schutzbemühungen sind vorrangig im Bereich der Kulturbiotope (z.B. Schutz und Entwicklung von 
Feuchtwiesen) sinnvoll. 

Ruderale Trockenrasen sind in der gegebenen Artenkombination im besiedelten Bereich vergleichs-
weise häufig im Zusammenhang mit wassergebundenen Oberflächenbefestigungen und Siedlungs-
brachen zu finden. 

Die Sukzessionsfläche verdankt ihre Entstehung zunächst einem massiven Eingriff in den Naturhaus-
halt. Die entsprechende Folgevegetation bei Nichtnutzung hat durchweg Pioniercharakter (speziell 
auch Typha latifolia-Röhrichte). Sie ist - entsprechende standörtliche Bedingungen vorausgesetzt - 
innerhalb überschaubarer Zeiträume (wenige Jahre) ersetzbar. 
                                                          
2 HMULV (Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz (Hrsg. 2008): Rote Liste der Farn- und 
Samenpflanzen Hessens - 4. Fassung, Wiesbaden. 
3 KORNECK, D., SCHNITTLER, M. & VOLLMER, I. (1996): Rote Liste der Farn- und Blütenpflanzen (Pteridophyta et Spermatophyta) 
Deutschlands. - Schr.-R. f. Vegetationskunde 28: 21-187. - Hrsg.: Bundesamt für Naturschutz (BfN), Bonn-Bad Godesberg.
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Biotopschutz:

Das Plangebiet beinhaltet keine Lebensräume (LRT) nach Anhang I der FFH-Richtlinie. 

Der § 30 BNatSchG stellt „natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnenge-
wässer einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen 
Vegetation“ sowie Röhrichte unter pauschalen gesetzlichen Schutz. Im Plangebiet sind Tümpelbildun-
gen im Bereich der Mulde im Norden gegeben. Es ist nicht auszuschließen, dass die dort vorhande-
nen Röhrichte inkl. der Großseggenbestände einem gesetzlichen Schutz unterliegen. 

2.3.2 Fauna 

Im Rahmen der Erarbeitung der vorliegenden Unterlagen wurde von März bis September 2011 eine 
systematische Erfassung der Tiergruppen Vögel, Fledermäuse, Amphibien, Reptilien, Tagfalter 
(einschl. Widderchen) und Heuschrecken sowie ergänzend für die Amphibien von Mai bis Juli 2012 
durchgeführt4. Die Ergebnisse der Erhebungen werden nachfolgend beschrieben. Auf Grundlage der 
Erhebungsergebnisse erfolgt in Kap. 2.3.3 die Artenschutzrechtliche Prüfung. 

Vögel

Im Rahmen der Erhebung faunistischer Daten wurde eine Erfassung der Brutvögel sowie der Nah-
rungsgäste mittels Verhören und Sichtbeobachtungen durchgeführt. Die Aufnahme der Vogelarten 
erfolgte akustisch und visuell. Zur Erfassung der Reviervögel und der Nahrungsgäste wurden im Zeit-
raum von März bis Juni sechs Begehungen durchgeführt, bei denen die Revierpaare der vorkommen-
den Arten anhand singender Männchen erfasst wurden. Als Reviere zählten nur die Teile, in denen 
ein Paar mehrmals festgestellt wurde. Außerdem konnten noch einige direkte Brutnachweise durch 
fütternde Altvögel, Warnverhalten bzw. eben flügge Jungvögel nachgewiesen werden. Zudem wurden 
zwei zusätzliche Begehungen zur Erfassung von Eulen und anderen nachtaktiven Vögeln durchge-
führt.

Ergebnisse

a) Reviervögel 

Im Rahmen der Untersuchungen konnten im Planungsraum neun Arten als Reviervögel identifiziert 
werden (Tab. 1, Abb. 1). Hierbei konnte keine Art festgestellt werden, die nach der BArtSchVO streng 
geschützt ist. Vielmehr handelt es sich durchweg um weit verbreitete Vogelarten mit nur geringem 
Gefährdungspotential.

Die häufigsten Arten waren mit vier festgestellten Revieren die Amsel (Turdus merula) sowie mit drei 
Revieren die Kohlmeise (Parus major).

Keiner der erfassten Reviervögel ist derzeit in die Vorwarnliste Deutschlands und des Landes Hessen 
eingestuft oder weist in Hessen einen ungünstigen bzw. schlechten Erhaltungszustand auf. 

Abbildung 1 stellt die am Standort vorgefundenen Reviervogelarten kartographisch dar. Entsprechend 
der Methodik geben die Punkte das Zentrum des angenommenen Reviers an (nicht den des Nestes/ 
Brutplatzes).

                                                          
4 Erhebungen und Bewertung durch PlanÖ, Bearbeiter: Dr. René Kristen 
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Tab. 1: Nachgewiesene Reviervögel der Untersuchung 2011 mit Angaben zum aktuellen Schutzstatus sowie der 
Gefährdungssituation (Rote Liste, Vogelampel). Angaben nach HGON (2006) und BAUER ET AL. (2002) und 
STAATL. VOGELSCHUTZWARTE HESSEN, RHEINLAND-PFALZ UND SAARLAND (2008) 

Trivialname Art Kürzel Reviere
Schutz��������

international
Schutz�
national

Rote�Liste�
BRD

Rote�Liste�
Hessen

Amsel Turdus�merula A 4 � § � � +

Blaumeise Parus�caeruleus Bm 1 � § � � +

Fitis Phylloscopus�trochilus F 1 � § � � +

Gartengrasmücke Sylvia�borin Gg 2 � § � � +

Grünfink Carduelis�chloris Gf 1 � § � � +

Kohlmeise Parus�major K 3 � § � � +

Star Sturnus�vulgaris S Kolonie � § � � +

Zaunkönig Troglodytes�troglodytes Z 1 � § � � +

Zilpzalp Phylloscopus�collybita Zi 2 � § � � +

BArtSchVO:��§�=�besonders�geschützt���§§�=�streng�geschützt

V�=�Vorwarnliste��3�=�gefährdet��2�=�stark�gefährdet��1�=�Bestand�vom�Erlöschen�bedroht��0�=�Bestand�erloschen

+�=�günstig��o�=�ungünstig�bis�unzureichend����=�unzureichend�bis�schlecht

Erhaltungs�
zustand�Hessen

b) Nahrungsgäste 

Neben den Reviervögeln wurden sechs weitere Vogelarten nachgewiesen, die den Planungsraum als 
Nahrungsgäste besuchen (Tab. 2, Abb. 1). Die Blaumeise ist sowohl als Nahrungsgast als auch als 
Reviervogel anzutreffen. Im Gegensatz zu den Brutvögeln, kommen unter den Nahrungsgästen mit 
dem Turmfalken (Falco tinnunculus) und dem Rotmilan (Milvus milvus) im Planungsraum zwei nach 
BArtSchVO streng geschützte Vogelarten vor. Der Rotmilan stellt zudem eine Art des Anhangs I der 
EU-Vogelschutzrichtlinie dar und muss deshalb besonders beachtet werden. Hier sind vorrangig die 
Vermehrungs-, Mauser-, Rast- und Überwinterungsgebiete zu gewährleisten. 

Kein Nahrungsgast wird derzeit in der Roten Liste Hessens bzw. Deutschlands geführt (Tab. 2). Der 
Erhaltungszustand des Rotmilans wird aktuell als ungünstig bis unzureichend (Vogelampel: gelb) be-
wertet. Ausschlaggebend sind hierfür der ungünstige Zustand des Habitats und die unzureichenden 
Zukunftsaussichten der Art. 
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tateigenschaften für den Neuntöter, der durch eine Begehung gesondert untersucht wurde. Bis auf 
den Turmfalken und den Rotmilan, die das Gebiet sporadisch als Jagdraum nutzen, sind alle nach-
gewiesenen Reviervögel sowie die Nahrungsgäste weder nach BArtSchVO geschützt noch in ihrem 
Bestand bedroht (Rote Liste). 

Fledermäuse

Im Untersuchungsgebiet wurden drei Detektorbegehungen durchgeführt. Während dieser Begehun-
gen wurde jeder mit dem Detektor wahrnehmbare Ruf protokolliert und verortet. Die Feldbestimmung 
erfolgte nach den Kriterien Hauptfrequenz, Klang, Dauer und Pulsrate der Fledermausrufe / Größe 
und Flugverhalten der Fledermaus sowie allgemeine Kriterien wie Habitat und Erscheinungszeitpunkt. 

Ergebnisse

Im Untersuchungsgebiet konnte durch die akustische Erfassung eine Fledermausart nachgewiesen 
werden (Tab. 3). Dies war die in Siedlungsnähe häufig anzutreffende Zwergfledermaus (Pipistrellus 
pipistrellus). Die Zwergfledermaus konnte im Planungsraum jedoch nur sporadisch (an einem Termin) 
und hierbei nur entlang weniger Strukturen nachgewiesen werden. Dies deutet darauf hin, dass der 
Planungsraum für diese Art nur einen Teilbereich des eigentlichen Jagdreviers darstellt oder das Are-
al nur im Zuge von Transferflügen von Quartier zum Jagdraum bzw. zwischen Quartieren genutzt wird 
(Abb. 2). Besonders interessante Strukturen scheinen die Gehölzbereiche am östlichen Rand des 
Planungsraums sowie des eingezäunten Regenrückhaltebereichs am nördlichen Rand darzustellen. 
Die Aktivität von anderen Fledermausarten, wie beispielsweise der Wasserfledermaus (Myotis dau-
bentonii), die am südwestlich benachbarten Dreierweiher vorkommen sollte, konnte im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans nicht festgestellt werden. Die Begehungen lieferten zudem keine Hinweise 
auf Sommer- oder Winterquartiere. 

Tab. 3: Übersicht aller nachgewiesenen Fledermausarten im Planungsraum, deren Schutzstatus und Angaben 
zum derzeitigen Erhaltungszustand. (Angaben nach KOCK & KUGELSCHAFTER (1996), MEINIG ET.AL. (1998), 
BfN (2007) und EIONET (2009). 

Bewertung

Der als Untersuchungsgebiet ausgewählte Landschaftsausschnitt östlich der Pistorstraße erweist sich 
als mittelwertiger Teillebensraum für Fledermäuse. Mit der Zwergfledermaus konnte nur eine der in 
Hessen vorkommenden Fledermausarten nachgewiesen werden. Dies ist selbst für einen Offenland-
lebensraum ein unterdurchschnittlicher Wert. Wesentliche Qualitätsmerkmale des Planungsgebietes 
sind die linearen Gehölzstrukturen am östlichen Rand sowie der eingezäunte Regenrückhaltebereich 
mit seinen Gehölzen und Wasserflächen nördlich des Geltungsbereichs des Bebauungsplans (südlich 
des bestehenden Baumarktes). Obwohl die Fläche in direkter Nachbarschaft zum Dreierweiher ange-
siedelt ist konnten im Planungsraum keine Aktivitäten anderer Fledermäuse registriert werden. Auch 
dies verdeutlicht, dass der Planungsraum nur eine sehr geringe Habitateignung aufzuweisen scheint. 
Da die von der Zwergfledermaus vorrangig genutzten Strukturen (siehe Abb. 3) vom vorliegenden 
Bebauungsplan weitgehend unberührt bleiben, sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
die Art zu erwarten.
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matisch nach Amphibien abgesucht. Schwerpunkte der Begehungen lagen auch auf dem zwischen 
dem Plangebiet und dem nördlich benachbarten Baumarkt befindlichen eingezäunten Bereich mit 
Regenrückhaltefunktion. Aufgrund des geringen Wasserstandes konnte dieser hauptsächlich akus-
tisch und visuell bearbeitet werden. Der Einsatz der ursprünglich geplanten Molchreusen scheiterte an 
der geringen Wassermenge und der damit verbundenen fehlenden Wassertiefe. Zur Kontrolle auf 
Molche wurden die Gewässer intensiv abgekäschert. Die sonst feuchten Wiesenbereiche sind schon 
zu Beginn der Untersuchungen 2011 (bereits sehr früh im Jahr, März) komplett trocken gefallen. Auf-
grund früherer Nachweise von Kreuzkröte (von der Unteren Naturschutzbehörde mitgeteilte Hinweise 
auf Vorkommen innerhalb des Plangebietes) und Laubfrosch (Hinweis der UNB auf einen früheren 
Nachweis im Bereich des westlich an das Plangebiet angrenzenden Dreierweihers und seines Ge-
hölzsaumes) erfolgten hier und außerhalb des Plangebietes (trotz der im Untersuchungsjahr 2011 
sehr ungünstigen Bedingungen für Amphibien) an mehreren Tagen und zu verschiedenen Uhrzeiten 
Begehungen (auch Nachtbegehungen) bei jeweils günstigem Wetter. 

Ergänzende Erfassungen erfolgten im Jahr 2012. Diese konzentrierten sich auf die Kreuzkröte (Bufo
calamita) und wurden im Zeitraum von Mai bis Juli 2012 mit regelmäßigen Begehungen bei günstigen 
Bedingungen durchgeführt. Nach dem späten Nachweis der Art im Vorjahr und der oben erwähnten 
Hinweise der UNB zu früheren Jahren dienten die Untersuchungen zur Klärung, ob der Planungsraum 
bei feuchterem Witterungsverlauf als Fortpflanzungshabitat genutzt wird und inwiefern, die nach stär-
keren Regenereignissen auftretenden Klein- bis Kleinstgewässer Laich und Kaulquappen der Kreuz-
kröte aufweisen. 

Ergebnisse 2011 

Im Rahmen der Untersuchungen 2011 konnten für den Planungsraum, neben zwei ausgewachsenen 
Exemplaren des Teichfroschs im eingezäunten Bereich (Regenrückhaltebereich südlich des beste-
henden Baumarktes), zwei adulte Kreuzkröten südlich des Parkplatzes nachgewiesen werden (Tab. 
4, Abb. 3). Der Nachweis gelang erst sehr spät im Jahr (22.09.2011), wobei sich die Tiere unter einem 
der ausgelegten Reptilienquadrate befanden. Es ist somit davon auszugehen, dass der Planungs-
raum als Überwinterungshabitat genutzt wird. Zudem wurde angenommen, dass die Kreuzkröte mit 
weiteren Individuen im Bereich des Grünlands vorkommt und dieses in einem niederschlagsreichen 
Jahr auch als Reproduktionsstätte nutzen könnte. Aus diesem Grund erfolgten in 2012 weitere Unter-
suchungen zur Kreuzkröte. 

In den übrigen Bereichen konnten keine Amphibien nachgewiesen werden. Das Vorkommen der 
sonst sehr kommunen Erdkröte dürfte aufgrund der westlich der Pistorstraße stark ausgebauten und 
unüberwindlichen Wanderbarriere zwischen Dreierweiher als potentiellem Laichhabitat und dem Pla-
nungsraum ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für alle anderen Amphibienarten, welche Wande-
rungen zum Dreierweiher als Laichgewässer durchführen. Wanderungen zwischen Dreierweiher und 
Planungsraum sind durch den Bau der „Leiteinrichtung“ praktisch nicht mehr möglich. Lediglich im 
südlichen Bereich wäre ein Überwinden der Pistorstraße möglich. Dieser Korridor stellt vermutlich 
auch eine Verbindung der Kreuzkrötenpopulation zu dem bekannten Vorkommen der Art weiter süd-
lich dar.

Laich oder Kaulquappen konnten 2011 für keine der festgestellten Arten nachgewiesen werden. 

Kreuzkröte und Laubfrosch im Umfeld 2011 

Im Rahmen einer erweiterten Begehung (außerhalb des eigentlichen Planungsraums) mit Ziel den 
Lebensraum der Umgebung auf das Vorkommen von Laubfrosch und Kreuzkröte zu untersuchen, 
konnte neben weiteren Teichfröschen und Erdkröten tatsächlich der Laubfrosch durch die Rufe eines 
einzelnen Exemplars im Bereich des Dreierweihers festgestellt werden (Abb. 3). Die Kreuzkröte konn-
te allerdings auch in der näheren Umgebung nicht gefunden werden. 



Stadt Gießen, Bebauungsplan GI 04/05 „Am Grüninger Pfad“, 1. Änderung, Umweltbericht 20 

Planungsbüro Holger Fischer, 35440 Linden  09/2012 

Foto 11: Kreuzkröten (Bufo calamita) unter einem der ausgelegten Reptilienquadrate im Planungsraum im Jahr
2011 (Foto Kristen) 

Ergebnisse 2012 

Die Kreuzkröte konnte im Rahmen der Untersuchung 2012 im Planungsraum ab dem 17.07. durch 
Funde von Kaulquappen in ephemeren Gewässern am nördlichen Rand und einem adulten Tier nach-
gewiesen werden. Unabhängig hiervon wurde am 18.07.2012 durch ein Mitglied des Naturschutzbei-
rats der Stadt Gießen das Vorkommen von Kreuzkröten-Kaulquappen an die Untere Naturschutzbe-
hörde der Stadt gemeldet. 

Die Besatzdichte der Kaulquappen wurde zunächst auf rund 100 Individuen pro Quadratmeter ge-
schätzt, schwankte aber durch die unterschiedlich geeigneten Habitatbedingungen. Im Rahmen der 
artenschutzrechtlichen Eingriffsvermeidung wurde umgehend ein Antrag auf Fang und Umsiedlung 
der Larven durch die UNB der Stadt Gießen genehmigt. Die Anzahl der umgesiedelten Kaulquappen 
lag in der Summe bei 4000 bis 5000. 

Dieser Nachweis verdeutlichte, dass der Planungsraum bei günstigeren Bedingungen eine Fort-
pflanzungsstätte für die Kreuzkröte darstellt und dieser Sachverhalt dementsprechend in der arten-
schutzrechtlichen Bewertung und den zu empfehlenden Vermeidungsmaßnahmen berücksichtigt wer-
den muss. 
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Foto 12: Günstiger Bereich mit ephemeren Klein- und Kleinstgewässern im Planungsraum im Jahr 2012. 

Foto 13: Kleinstgewässer mit Kaulquappen der Kreuzkröte 2012 (Überblick). 
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Foto 14: Kleingewässer mit Kaulquappen der Kreuzkröte 2012. 

Tab. 4: Amphibien der Untersuchung 2011 und 2012 mit Angaben zum aktuellen Schutzstatus sowie der Gefähr-
dungssituation (Rote Liste). Angaben nach AGAR & FENA (2010) und KÜHNEL ET AL. (2009) 
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gestellten Kaulquappen kann jedoch zunächst angenommen werden, dass die aktuelle Reproduktion 
vermutlich auf ansässige Tiere zurückzuführen ist. Unterstützt wird dies durch fehlende Nachweise 
von Kaulquappen an Kleinstgewässern im zentralen Bereich des Planungsraums, die sich auf der 
potentiellen Wanderroute einwandernder Individuen befinden.

Die vorherrschende Habitatstruktur des Planungsraums stellt in besonders günstigen Jahren sicher-
lich eine wertvolle Erweiterung des Kernlebensraums der Kreuzkröte dar, die positive (vielleicht auch 
multiplikatorische) Auswirkungen auf die regionale Gesamtabundanz der Art haben könnte. Wahr-
scheinlicher ist allerdings, dass es sich bei dem festgestellten Vorkommen um ein Satellitenvorkom-
men mit einer nur geringen Populationsstärke handelt. Die festgestellte Kaulquappenzahl von ca. 
4000 bis 5000 Kaulquappen lässt auf ein bis drei laichbereite Weibchen schließen. 

Der Verlust des Planungsraums führt somit zu einer lokalen Einengung des Gesamtlebensraums der 
Kreuzkröte. Zudem werden Baumaßnahmen im Planungsraum zu einer Gefährdung der dort le-
benden Tiere führen. Aus faunistischer Sicht ist daher die Optimierung eines Ausgleichshabitats in 
ausreichender Größe und im räumlichen Zusammenhang bereitzustellen. 

Das Vorkommen des Laubfroschs (Abb. 3) im Bereich des Dreierweihers ist faunistisch sehr interes-
sant und unbedingt erwähnenswert. Für den Anlass der Untersuchungen nämlich eine mögliche Um-
nutzung des nördlich der Pistorstraße gelegenen Plangebietes hat der Nachweis jedoch nur sehr be-
dingt Bedeutung. Wie bereits im Ergebnisteil erläutert, ist eine Verbindung der Lebensräume praktisch 
kaum noch gegeben. Folglich hat die Fläche (egal in welcher Nutzung) für den Bestand der Laub-
froschpopulation keine Bedeutung. 

Anmerkungen zu den kurzfristigen Maßnahmen für die Kreuzkröte im Jahr 2012

Vor dem Hintergrund der schnell fortschreitenden Planungen und der diesjährigen Ergebnisse (mit 
aktuellem Auftreten von Kaulquappen) stellt die Optimierung von Lebensraum zwar einen (wichtigen) 
Teilaspekt zur langfristigen Bestandssicherung der Kreuzkröte dar. Zur Vermeidung bzw. Minimierung 
von Individuenverlusten durch eventuell im Winter 2012 beginnende Baumaßnahmen sind die einge-
leiteten kurzfristigen Maßnahmen mit einer Umsiedlung von rd. 4000 Kaulquappen und der begonne-
nen Umsiedlung der adulten Kreuzkröten positiv zu bewerten, da hierdurch größere Individuenverlus-
te und eine stärkere und zu einem späteren Zeitpunkt schwer korrigierbare Besiedlung des Plangebie-
tes verhindert wurde. Gleiches gilt für die vorgesehene temporäre Wanderbarriere, die diese Maß-
nahmen unterstützt. 

Zur detaillierten artenschutzrechtlichen Konfliktanalyse für die Kreuzkröte, wird auf den anschließen-
den artenschutzrechtlichen Teil verwiesen (Kap. 2.3.3). 

Heuschrecken

Zur Bestandserfassung der Heuschrecken wurde das Untersuchungsgebiet an sechs Terminen be-
gangen. Die Begehungen erfolgten jeweils bei günstigem Wetter. Bei den Nachtterminen stand die 
Erfassung der Maulwurfsgrille im Mittelpunkt. Die Tiere wurden während der Aufnahme akustisch so-
wie durch Käschern im Gelände angesprochen. 

Ergebnisse

Im Rahmen der Untersuchung konnten neun Heuschreckenarten nachgewiesen werden (Tab. 5, Abb. 
4). Keine der nachgewiesenen Heuschrecken zählt nach Bundesartenschutzverordnung zu den be-
sonders geschützten Arten (Tab. 5). Der Wiesengrashüpfer (Chorthippus dorsatus), die Sumpfschre-
cke (Stethophyma grossum) und die Goldschrecke (Chrysochraon dispar) sind auf der Roten Liste 
Hessens zu finden und gelten hier als gefährdet (RL 3). 
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Die Begehungen zeigten, dass alle Heuschreckenarten mehr oder weniger gleichmäßig über das ge-
samte Untersuchungsgebiet verteilt waren. Hierbei zeigten die feuchteliebenden Arten eine schwache 
Kumulation bei Auftreten von Sauergräsern bzw. feuchtezeigenden Pflanzen. Aufgrund des insgesamt 
recht hohen Bewuchses konnte mit Tettigonia viridissima (Grünes Heupferd) eine Art mit einer gewis-
sen Vorliebe für höhere Straten auf der Untersuchungsfläche gefunden werden, welche in Hessen 
weit verbreitet und nicht gefährdet ist. Metrioptera roeseli (Roesel´s Beißschrecke) ist ebenso wie die 
weiteren Arten Chorthippus parallelus (Gewöhnlicher Grashüpfer) und Ch. dorsatus (Wiesengrashüp-
fer) in den Bereichen des Planungsraums häufig anzutreffen, welche einen etwas trockeneren Cha-
rakter aufweisen. 

Tab. 5: Nachgewiesene Heuschreckenarten der Untersuchung 2011 mit Angaben zum aktuellen Schutzstatus 
sowie der Gefährdungssituation (Rote Liste). Angaben nach INGRISCH ET AL. (1998) und GRENZ & MALTEN (1997). 

Bewertung

Aufgrund der weit verbreiteten, anpassungsfähigen Arten ergeben sich rein rechtlich keine Einschrän-
kungen für die Änderung des Bebauungsplans und die Durchführung zukünftiger Umgestaltungen im 
Planungsraum.
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Bewertung

Insgesamt zählen die nachgewiesenen Tagfalter-Arten zum erwarteten Artenspektrum des Untersu-
chungsgebiets und zeigen keine auffälligen Verbreitungsmuster innerhalb der Untersuchungsfläche. 
Lediglich das Vorkommen von Carterocephalus palaemon ist für den Raum Gießen etwas ungewöhn-
lich, jedoch nicht spektakulär. Die Art konzentrierte sich im nordöstlichen Bereich. Besonders schwer-
wiegende nachteilige Wirkungen sind für die Tagfalterfauna durch die Planung insgesamt nicht zu 
erwarten.

2.3.3 Artenschutzrechtliche Prüfung 

Die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange wird unter Berücksichtigung des „Leitfadens für 
die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen“5 nachfolgend durchgeführt6.

Maßgeblich für die Belange des Artenschutzes sind die Vorgaben des § 44 ff. BNatSchG in Verbin-
dung mit den Vorgaben der FFH-Richtlinie (FFH-RL) sowie der Vogelschutzrichtlinie (VRL). Die in 
§ 44 Abs. 1 genannten Verbote gelten grundsätzlich für alle besonders geschützten Tier- und Pflan-
zenarten sowie weiterhin für alle streng geschützten Tierarten (inkl. der Arten des Anhangs IV der 
FFH-Richtlinie) und aller europäischen Vogelarten. In Planungs- und Zulassungsvorhaben gelten je-
doch die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG nur für die nach BNatSchG streng geschützten Arten 
sowie für europäische Vogelarten. Arten mit besonderem Schutz nach BNatSchG sind demnach aus-
genommen. Für diese übrigen Tier- und Pflanzenarten gilt jedoch, dass sie im Rahmen der Eingriffs-
regelung gegebenenfalls mit besonderem Gewicht in der Abwägung zu berücksichtigen sind. 

Im Sinne des Umweltschadensgesetzes sind aus Gründen der Haftungsfreistellung die nachteiligen 
Auswirkungen bezüglich der Schädigung von Arten und Lebensräumen gemäß § 19 Abs. 2 und 3 
BNatSchG zu ermitteln und von den zuständigen Behörden zu genehmigen. Nur bei Genehmigung 
nach Ermittlung der Auswirkungen liegt keine Schädigung i.S. des Umweltschadensgesetzes vor. 

a) Fledermäuse

Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen konnte im Planungsgebiet nur die Zwergfledermaus 
(Pipistrellus pipistrellus) nachgewiesen werden. Da alle heimischen Fledermausarten, aufgrund ihres 
Status als FFH-Anhang IV-Arten bzw. ihres strengen Schutzes nach BArtSchV zu den artenschutz-
rechtlich relevanten Arten gerechnet werden müssen, betrachten die nachfolgenden Schritte die Prü-
fungen von Verbotstatbeständen, die Vermeidung von Beeinträchtigungen und eventuelle Ausnahme-
verfahren. Die Prüfung wird anhand der aktuellen Musterbögen (Stand Juni 2011) als Art-für-Art-
Prüfung durchgeführt (Prüfbogen im Anhang). Zur besseren Übersicht erläutert eine tabellarische Dar-
stellung die Resultate der Prüfung hinsichtlich der berücksichtigten Prüffaktoren sowie der empfohle-
nen Vermeidungsmaßnahmen (Tab. 9). 

b) Vögel

Von den im Rahmen der faunistischen Untersuchungen nachgewiesenen neun Reviervogelarten und 
sieben weiteren Vogelarten als Nahrungsgästen werden als artenschutzrechtlich relevante Arten im 
weiteren Sinne nur der streng geschützte Rotmilan (Milvus milvus), der zudem eine Art des Anhangs 
I der Europäischen Vogelschutzrichtlinie darstellt und der ebenfalls streng geschützte Turmfalke (Fal-
co tinnunculus) betrachtet. 
                                                          
5 Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen, HMUELV, Wiesbaden, Mai 2011 
6 Bewertung durch PlanÖ, Bearbeiter: Dr. René Kristen 
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Reviervogelarten und Nahrungsgäste mit günstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: „grün“) werden 
entsprechend der Vorgabe im Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen in tabellari-
scher Form bearbeitet (Tab. 7).

Nahrungsgäste, deren Erhaltungszustand als ungünstig eingestuft wird (Vogelampel: „gelb“), in die-
sem Fall der Turmfalke (Falco tinnunculus) und der Rotmilan (Milvus milvus), sind im engeren Sinne 
nicht artenschutzrechtlich relevant, da im Hinblick auf das oftmals schwer zu fassende „Störungsver-
bot“ Art. 12 (1) b) FFH-RL eine Störung nur dann eintritt, wenn diese an den Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten erfolgt oder sich auf deren Funktion auswirkt. Diese Sachverhalte sind für Nahrungsgäste 
nicht eindeutig zuzuordnen. Auf eine Art-für-Art-Prüfung wird daher für den Turmfalken verzichtet und 
stattdessen eine tabellarische Bewertung vorgenommen (Tab. 8). Als Ausnahme wird der Rotmilan 
(Milvus milvus) aufgrund seiner exponierten Stellung im Artenschutz erachtet. Daher wird diese Art bei 
der Art-für-Art-Prüfung berücksichtigt (Prüfbogen im Anhang).

c) Reptilien

Es konnten keine relevanten Arten festgestellt werden. Die Reptilien sind somit nicht zu berücksichti-
gen.

d) Amphibien

Im Planungsraum wurde das Vorkommen der Kreuzkröte (Bufo calamita) festgestellt. Die Art ist 
aufgrund ihres Status als FFH-Anhang IV-Art artenschutzrechtlich relevant. Die nachfolgenden Schrit-
te betrachten die Prüfungen von Verbotstatbeständen, die Vermeidung von Beeinträchtigungen und 
eventuelle Ausnahmeverfahren. Die Prüfung wird als Art-für-Art-Prüfung durchgeführt (Prüfbogen im 
Anhang). Zur besseren Übersicht erläutert eine tabellarische Darstellung die Resultate der Prüfung 
hinsichtlich der berücksichtigten Prüffaktoren sowie der empfohlenen Vermeidungsmaßnahmen (Tab. 
9).

e) Heuschrecken 

Es konnten keine nach BArtSchVO streng geschützten Arten oder Arten der FFH-Richtlinie festgestellt 
werden. Die Heuschrecken sind somit nicht zu berücksichtigen.

f) Tagfalter und Widderchen 

Es konnten keine nach BArtSchVO streng geschützten Arten oder Arten der FFH-Richtlinie festgestellt 
werden. Die Tagfalter und Widderchen sind somit nicht zu berücksichtigen. 

2.3.3.1 Tabellarische Prüfung von Vögeln mit günstigem Erhaltungszustand

Nachfolgend ist die Prüfung von Verbotstatbeständen, Vermeidung von Beeinträchtigungen für Vo-
gelarten mit günstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: „grün“) entsprechend der Vorgabe im Leit-
faden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen in tabellarischer Form dargestellt (Tab. 7).

Für die aufgeführten Arten sind die Verbotstatbestände in der Regel letztlich nicht zutreffend, da auf-
grund ihrer Häufigkeit und Anpassungsfähigkeit davon ausgegangen werden kann, dass die ökologi-
sche Funktion ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang (bezogen auf § 
44 Abs.1 Nr.1 und 3 BNatSchG) weiterhin gewahrt wird bzw. keine Verschlechterung des Erhaltungs-
zustands der lokalen Population eintritt (bezogen auf § 44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG). Daher müssen die-
se häufigen Arten keiner ausführlichen Prüfung unterzogen werden. 
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Zur Vermeidung der Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG ist innerhalb des Baufel-
des von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen während der Brutzeit (1. März - 30. Sept.) abzuse-
hen.

Im Hinblick auf den Störungstatbestand gem. § 44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG sind für die bekannten Re-
produktionsstätten der in der zum Erhalt festgesetzten Baumhecke am Ostrand des Plangebietes fest-
gestellten Vogelarten keine erheblichen Störungen zu erwarten (weite Verbreitung der Arten, günsti-
ger Erhaltungszustand, hohe Stresstoleranz). 

Tab. 7: Prüfung der Betroffenheit von Vogelarten mit günstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: 
„grün“).
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2.3.3.2 Tabellarische Prüfung von Nahrungsgästen mit ungünstigem Erhaltungszustand bzw. 
streng geschützten Arten (BArtSchV)

Nachfolgend ist die Prüfung von Verbotstatbeständen, Vermeidung von Beeinträchtigungen für Nah-
rungsgäste mit ungünstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: „gelb“) bzw. streng geschützten Arten 
in tabellarischer Form dargestellt (Tab. 8).

Diese Arten sind im engeren Sinne nicht artenschutzrechtlich relevant, da im Hinblick auf das oftmals 
schwer zu fassende „Störungsverbot“ Art. 12 (1) b) FFH-RL eine Störung nur dann eintritt, wenn diese 
an den Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt oder sich auf deren Funktion auswirkt. 

Tab. 8: Prüfung der Betroffenheit von Nahrungsgästen mit ungünstigem Erhaltungszustand (Vogel-
ampel: „gelb“) und streng geschützten Arten (BArtSchV).

Durch die Nutzung des Plangebiets wird ein Teilaspekt des Nahrungshabitats des Turmfalken (Falco
tinnunculus) berührt. Nachhaltige Beeinträchtigungen für die Art können aber aufgrund des ausrei-
chenden Angebots von adäquaten Alternativen in der Umgebung nahezu ausgeschlossen werden. 
Eine nachhaltige Verschlechterung der ökologischen Funktion ist daher weder durch den Lebens-
raumverlust noch durch zu erwartende höhere Störungsfrequenz zu erwarten. 

2.3.3.3 Art für Art-Prüfung

Aufgrund des Status als FFH-Anhang IV-Art bzw. des strengen Schutzes nach BArtSchV erfolgt die 
Prüfung von Verbotstatbeständen, Vermeidung von Beeinträchtigungen und eventuellen Ausnahme-
verfahren für Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) und Kreuzkröte (Bufo calamita) als Art-für-
Art-Prüfung (Prüfbögen im Anhang). Zudem wird auch, der als Nahrungsgast eingestufte Rotmilan
(Milvus milvus), der im engeren Sinne nicht artenschutzrechtlich relevant ist, berücksichtigt (Prüfbo-
gen im Anhang). 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit erfolgt an dieser Stelle eine Zusammenfassung der Ergebnisse der 
Art-für-Art-Prüfungen. Hierfür wird eine tabellarische Form gewählt (Tab. 9). Die Tabelle stellt die Re-
sultate der einzelnen Prüfschritte, das Ergebnis zur Notwendigkeit einer Ausnahmeregelung, eine 
kurze Erläuterung zur Betroffenheit sowie mögliche Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen dar. Ausführliche Angaben und Begründungen enthalten die Prüfbögen im An-
hang.
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Insgesamt besteht - bei Durchführung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen für die Kreuzkröte (siehe 
Tab. 9 und nachfolgende Ausführungen - kein Erfordernis der Zulassung einer Ausnahme nach § 45 
(7) BNatSchG.

Aufgrund der Nachweise und der Ökologie der Kreuzkröte (Bufo calamita) ist das Plangebiet bei 
günstigen Witterungsbedingungen und dem Auftreten von ephemeren Gewässern (mit ausreichen-
dem Wasserstand von ca. 4-6 Wochen) als Ruhe- und Fortpflanzungsstätte anzusehen. Der späte 
Zeitpunkt des Nachweises 2011 (22.09.2011) verdeutlicht die Nutzung als Überwinterungshabitat. 
Insgesamt ist somit von einer ganzjährigen Nutzung durch die Kreuzkröte auszugehen. Durch eine 
Bebauung des Plangebietes kommt es zur Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten.

Als besonders geeigneter Lebensraum ist ein Streifen von rund 30 Metern südlich des Volksbank-
Parkplatzes anzusehen. Hier konnten vereinzelte adulte Tiere sowie Kaulquappen nachgewiesen wer-
den. Allerdings handelt es sich hier vermutlich um eine sehr kleine Population die maximal drei fort-
pflanzungsbereite Weibchen umfasst. Die Auswirkungen auf die ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang sind nur schwer abzuschätzen. Es ist jedoch mit einer weiteren Verkleinerung der 
lokalen Population und einer genetischen Verarmung zu rechnen. 

Durch die geplanten Veränderungen werden Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Kreuzkröte berührt. 
Der Verbotstatbestand nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ru-
hestätten) und eine damit verbundene Verletzung /Tötung von Individuen (Verbotstatbestand nach § 
44 (1) Nr. 1 BNatSchG) kann somit bei der Bebauung des Plangebietes nur unter Berücksichtigung 
von Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) ausge-
schlossen werden. Diese werden als solche konkretisiert:

a) Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen

Durch die Optimierung eines Ausgleichshabitats mit räumlicher Verbindung kann der Verlust des Le-
bensraums kompensiert und ein Verbotstatbestand vermieden werden. Hierbei sind folgende Rah-
menbedingungen zu beachten:

• Die Größe des Ausgleichshabitats sollte rd. 2.000 m² betragen. Hierfür wird der Bereich zwischen 
Dreierweiher und Pistorstraße empfohlen. 

• Das Ausgleichshabitat sollte günstige Lebensraumbedingungen für die Kreuzkröte aufweisen (siehe 
Artensteckbrief „Kreuzkröte“ der FENA, Hessen Forst); Hierfür sind entsprechende Strukturen, bei-
spielsweise zeitweise wasserführende Mulden mit geeigneter Abdichtung zu schaffen.

• Das Ausgleichshabitat sollte im räumlichen Zusammenhang zum aktuellen Vorkommen und günsti-
genfalls auch anderen bekannten Vorkommen der Kreuzkröte stehen, um so einen natürlichen gene-
tischen Austausch zu ermöglichen.

• Die langfristige Eignung muss gewährleistet werden. Nicht gepflegte Gebiete und Gewässer verlie-
ren im Laufe weniger Jahre ihren Pioniercharakter und werden für Kreuzkröten ungeeignet. Dies ist 
durch Pflegemaßnahmen mit einer regelmäßigen Entfernung von aufkommenden Gehölzen sowie die 
Instandhaltung der Mulden zu gewährleisten. 

• Zur Erfolgskontrolle wird ein regelmäßiges Monitoring empfohlen.

b) Vermeidungsmaßnahmen

• Umsiedlung der vorhandenen Kreuzkröten in ein geeignetes Zielhabitat (z.B. FFH-Gebiet „Gewässer 
in den Gailschen Tongruben"). 
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• Zur Verhinderung einer weiteren Einwanderung von Tieren aus südlich gelegenen Vorkommen wird 
die Einrichtung einer Amphibienschutzanlage (vorzugsweise in ähnlicher Ausführung wie am westli-
chen Rand zum Dreierweiher) empfohlen. 

• Die Umsiedlung und die Einrichtung der Schutzanlage sind zeitlich abzustimmen. 

• Vergrämung der Kreuzkröte durch das Verfüllen der potentiellen Laichgewässer im Plangebiet nach 
Abfangen der Tiere. 

2.3.3.4 Artenschutzrechtliches Fazit

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 
44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 
BNatSchG (Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann nach Prüfung für die Kreuzkröte bei 
Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
Maßnahmen) ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 2.3.3.3 „Art-für-Art-Prüfung“ und Anhang Prüfbogen 
Kreuzkröte).

Hinsichtlich des Rotmilans und der Zwergfledermaus kann festgestellt werden, dass durch die mögli-
che Bebauung keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten berührt werden. Der Verbotstatbestand nach § 
44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG (Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und eine damit verbun-
dene Verletzung /Tötung von Individuen (Verbotstatbestand nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) kann 
bei der vorgesehenen Änderung des Bebauungsplans ausgeschlossen werden.

2.4 Landschaft 

Das Plangebiet als nahezu ebenes, verfülltes Abbaugebiet unterliegt einer starken anthropogenen 
Überformung. Sein Erscheinungsbild wird bisher durch das vorhandene brachliegende Grasland, das 
zunehmend durch Einzelsträucher und erste Gebüschgruppen strukturiert wird, bestimmt. Besondere 
landschaftsprägende Gehölzstrukturen sind bislang nicht ausgebildet. 

Im Umfeld des Gebietes existieren mit dem südlich benachbarten Wald und dem gut eingegrünten 
Dreierweiher einerseits noch Landschaftsstrukturen mit einem naturnahen Erscheinungsbild, anderer-
seits prägen mit den nördlich benachbarten Einzelhandelsmärkten (Möbel- und Baumarkt), dem öst-
lich benachbarten mehrstöckigen Wohnhaus sowie dem südlich angrenzend vorhandenen Industrie-
gebäude, welches noch mit dem Tonabbau in Verbindung steht, erhebliche Vorbelastungen den Orts-
/Landschaftseindruck.

Aufgrund der im Umfeld vorhandenen Vorbelastungen sind die für das Landschaftsbild zu erwarten-
den Veränderungen nur von mittlerer Intensität. Unter Berücksichtigung der Festsetzungen des 
rechtskräftigen Bebauungsplans, welcher bereits Gewerbegebiet vorsieht, ergeben sich keine wesent-
lichen nachteiligen Entwicklungen für das Landschaftsbild. 

Die vorgesehenen Gehölzanpflanzungen - insbesondere im Bereich der Stellplätze (je 5 Stellplätze ist 
ein großkroniger Laubbaum anzupflanzen) - sorgen für eine Minderung nachteiliger Wirkungen auf 
das Orts- bzw. Landschaftsbild. 
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2.5 Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung und Europäische Vogelschutzgebiete 

Durch das Vorhaben kommt es zu keiner Flächenbeanspruchung von Gebieten gemeinschaftlicher 
Bedeutung und / oder Europäischen Vogelschutzgebieten (Abb. 6). Zu den beiden Teilflächen des 
benachbarten FFH-Gebietes 5418-302 „Gewässer in den Gailschen Tongruben“ weist der Geltungs-
bereich einen Abstand von 215 m bzw. 270 m auf. 

Abb. 6: Lage des Plangebiets (gelbe Markierung) zum FFH-Gebiet 5418-302 „Gewässer in den Gail-
schen Tongruben“ (grün schraffiert), Quelle: www.hessenviewer.hessen.de. 

In der Natura 2000-Verordnung des Landes Hessen werden für das Gebiet folgende Entwicklungs-
ziele angegeben: 

Erhaltungsziele der Lebensraumtypen nach Anhang I FFH-Richtlinie
3150 Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopotamions oder Hydrocharitions

� Erhaltung der biotopprägenden Gewässerqualität  
� Erhaltung der für den Lebensraumtyp charakteristischen Gewässervegetation und der Verlandungszonen  
� Erhaltung des funktionalen Zusammenhangs mit den Landlebensräumen für die LRT-typischen Tierarten 

Erhaltungsziele der Arten nach Anhang II FFH-Richtlinie
Bombina variegata Gelbbauchunke

� Erhaltung von Brachen oder von Flächen im Umfeld der Gewässerhabitate, deren Bewirtschaftung artver-
träglich ist

� Erhaltung von Lebensraumkomplexen mit besonnten, flachen, möglichst fischfreien Kleingewässern 
Triturus cristatus Kammmolch  

� Erhaltung von zentralen Lebensraumkomplexen mit besonnten, zumindest teilweise dauerhaft wasserfüh-
renden, krautreichen Stillgewässern  

� Erhaltung der Hauptwanderkorridore  
� Erhaltung fischfreier oder fischarmer Laichgewässer 
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� Erhaltung strukturreicher Laub- und Laubmischwaldgebiete und strukturreicher Offenlandbereiche in den 
zentralen Lebensraumkomplexen 

Gemäß KORN & STÜBING / PLÖN (2006)7 befinden sich die nächsten Vorkommen der Gelbbauchunke 
in der südlichen Teilfläche des FFH-Gebietes (2 Fundpunkte). Der Kammmolch kommt mit einem 
Fundpunkt in der nördlichen Teilfläche und 3 Fundpunkten in der südlichen Teilfläche des FFH-
Gebietes vor. 

Da es durch die vorliegende Planung weder zu direkten Habitatverlusten noch zur Zerschneidung von 
Wanderkorridoren bzw. wichtigen Verbindungsbereichen zwischen Teilhabitaten kommt, sind nachtei-
lige Auswirkungen auf die in den Entwicklungszielen genannten Lebensraumtypen (LRT) bzw. An-
hang II-Arten zum derzeitigen Zeitpunkt nicht zu erwarten. 

2.6 Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 

Wohnen / Arbeiten

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes ent-
sprechend zu würdigen. Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehe-
nen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich 
oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete 
soweit wie möglich vermieden werden. Hierzu wird auf die Ausführungen der Begründung (Kap. 9) 
verwiesen.

Erholungseignung

Im Hinblick auf die stille, landschaftsgebundene Erholungsnutzung besitzt der Geltungsbereich und 
seine Umgebung keine besondere Bedeutung. Hierzu tragen zum einen die fehlende öffentliche Er-
schließung des Geländes und zum anderen die Lage am Rande eines Gewerbe- und Einzelhandels-
gebietes bei. Nachteilige Umweltauswirkungen auf den Bereich Erholung halten sich daher in engen 
Grenzen.

2.7 Kultur- und sonstige Sachgüter 

Da sich keine Kultur- und sonstigen Sachgüter im Bereich des Vorhabens befinden, kommt es zu kei-
nen Beeinträchtigungen. Dies gilt auch für Bodendenkmale, die aufgrund der Vornutzung des Gelän-
des nicht zu erwarten sind. 

2.8 Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die durch den Bebauungsplan ermöglichte Bebauung wird voraussichtlich keine besonderen, für die 
Luftqualität entsprechender Gebiete relevante Emissionen zur Folge haben, so dass die Planung nicht 
zu erheblichen Beeinträchtigungen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen 
Luftqualität führen wird. Verwiesen wird an dieser Stelle auch auf die Ausführungen im Kap. 2.2 (Kli-
ma und Luft). 
                                                          
7 KORN & STÜBING / PLÖN (2006): Faunistische und floristische Untersuchung zum Bebauungsplan GI 04/21 „Technologie- und 
Gewerbepark Leihgesterner Weg“. 
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3 Eingriffs- und Ausgleichsplanung 

Für das Plangebiet existiert bereits ein rechtskräftiger Bebauungsplan, welcher für den eingriffsrele-
vanten Teilbereich 2 bisher ein Gewerbegebiet festsetzt. Die Eingriffsintensität bleibt dabei im Ver-
gleich der vorliegenden Planung mit dem rechtskräftigen Plan weitgehend gleich. Insbesondere blei-
ben die Vorgaben zum Maß der baulichen Nutzung mit der Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6, der An-
zahl der Vollgeschosse mit III und die maximal zulässige Gebäudehöhe mit 14 m unverändert. 

Im Hinblick auf die festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft kommt es zu Änderungen dergestalt, dass am nordwestlichen 
Rand entlang der Pistorstraße der bislang geplante extensiv gepflegte Grünlandstreifen (in dem bisher 
auch der Einbau eines Mulden-Rigolen-Systems zulässig war) durch die Anpflanzung einer Baumrei-
he sowie im Süden die hier bislang vorgesehene flächenhafte Gehölzanpflanzung durch eine durch-
gängige Baumreihe und eine im Kurvenbereich angesiedelte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (Entwicklungsziel Extensivgrünland) 
ersetzt werden. 

Ausgleichende Wirkungen erzielt die vorliegende Planung im Bereich südwestlich der Pistorstraße. 
Für diesen Bereich werden bis zum Satzungsbeschluss im Rahmen eines städtebaulichen Vertrages 
naturschutzfachliche Maßnahmen für die im Plangebiet betroffene Kreuzkröte geregelt. Diese Maß-
nahmen stellen neben der gewünschten Lebensraumverbesserung für die Kreuzkröte auch für weitere 
Arten entsprechender Lebensräume und somit allgemein für Natur und Landschaft eine Aufwertung 
dar. Gegenüber den bisherigen Festsetzungen für diese Fläche werden über den städtebaulichen 
Vertrag, welcher im Vergleich zu einem Bebauungsplan weitergehende Regelungsmöglichkeiten bie-
tet, hochwertigere Maßnahmen ermöglicht. 

In der Summe halten sich nachteilige Wirkungen im Geltungsbereich und positive Wirkungen süd-
westlich der Pistorstraße die Waage. Eine weitergehende Kompensation erscheint nicht notwendig. 
Da die Ausgleichsmaßnahmen über einen städtebaulichen Vertrag geregelt und gesichert werden, 
wird im Bebauungsplan zudem keine Zuordnungsfestsetzung erforderlich. 

Nachfolgend werden die Maßnahmen südwestlich der Pistorstraße kurz näher skizziert. 

Im Bereich der Maßnahmenfläche (Abb. 7) soll eine Biotopoptimierung für die Kreuzkröte erfolgen. 
Hierfür sollen insbesondere der vorhandene Gehölzaufwuchs überwiegend entfernt, die vorhandene 
Erdaufschüttung um 20 bis 30 cm Tiefe zurückgenommen, vorhandene Mulden im Sinne temporärer 
Kleingewässer funktionstüchtig gemacht und neue temporäre Kleingewässer angelegt werden. An-
schließend soll eine artgerechte Biotoppflege erfolgen. 

Die Maßnahmen gewährleisten neben dem artenschutzrechtlichen Ausgleich für die Kreuzkröte auch 
einen evtl. erforderlichen biotopschutzrechtlichen Ausgleich für die im Plangebiet betroffenen Biotop-
typen (Kleingewässer, Röhricht). 

Um eine zukünftige Ansiedlung und Gefährdung der Kreuzkröte im Bereich der Baugrundstücke zu 
vermeiden, sollen die im Plangebiet vorhandenen Laichgewässer im Zuge der Schaffung des Ersatz-
habitats verfüllt werden. 

Die genaue Regelung und Sicherung der Maßnahme erfolgt über den Abschluss eines städtebauli-
chen Vertrages bis zum Satzungsbeschluss der vorliegenden Bebauungsplan-Änderung. 
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Abb. 7: Maßnahmenfläche südwestlich der Pistorstraße 

4 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
bzw. Nichtdurchführung 

Bei Nichtdurchführung der Planung:

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt es bei der bisher rechtskräftigen Ausweisung des Plange-
bietes als Gewerbegebiet. 

Bei Durchführung der Planung:

Gegenüber dem bisher rechtskräftigen Bebauungsplan (Gewerbegebiet) kommt es durch die vorlie-
gende Bebauungsplan-Änderung (Sondergebiet und Gewerbegebiet) zu keinen erheblich weiterge-
henden Umweltauswirkungen. Nachteilige Wirkungen können durch die Ausgleichsmaßnahmen süd-
westlich der Pistorstraße abgepuffert werden. 

5 Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen (Monitoring) 

Gemäß § 4c BauGB sind die Kommunen verpflichtet, die erheblichen Umweltauswirkungen, die auf 
Grund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, zu überwachen, um insbesondere unvorherge-
sehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnah-
men zur Abhilfe zu ergreifen. Die Kommune soll dabei die im Umweltbericht nach Nummer 3 Buch-
stabe b der Anlage zum BauGB angegebenen Überwachungsmaßnahmen sowie die Informationen 
der Behörden nach § 4 Abs.3 BauGB nutzen. 
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Hierzu ist anzumerken, dass es keine bindenden gesetzlichen Vorgaben hinsichtlich des Zeitpunktes 
und des Umfanges des Monitorings gibt. Auch sind Art und Umfang der zu ziehenden Konsequenzen 
nicht festgelegt. Im Rahmen des Monitorings geht es insbesondere darum unvorhergesehene, erheb-
liche Umweltauswirkungen zu ermitteln. 

Insgesamt erscheint es sinnvoll, die Überwachung auf solche Umweltauswirkungen zu konzentrieren, 
für die auch nach Abschluss der Umweltprüfung noch Prognoseunsicherheiten bestehen. Ein ent-
sprechendes Monitoring ist im wesentlichen hinsichtlich der artenschutzrechtlich relevanten Aus-
gleichsmaßnahmen für die Kreuzkröte angezeigt (im Rahmen der Pflege des Maßnahmenbereiches 
erfolgt eine regelmäßige Kontrolle auf Funktionstüchtigkeit des Ausgleichshabitats). 

6 Allgemeinverständliche Zusammenfassung der Angaben 

Der Bebauungsplan „Am Grüninger Pfad“, 1. Änderung verfolgt als wesentliches Ziel, bisher über den 
Bebauungsplan „Am Grüninger Pfad“ bereits rechtskräftig ausgewiesene Gewerbeflächen teilweise in 
Sondergebietsflächen umzuwidmen. Ziel ist es, den im Bereich Pistorstraße/Ferniestraße ansässigen 
Unternehmen Möbelhaus Sommerlad und Bau- und Heimwerkermarkt OBI jeweils zur Optimierung 
ihrer spezifischen Warenangebote eine Betriebsauslagerung auf die bisher ungenutzten Flächen öst-
lich der Pistorstraße und südlich der Spoerhasestraße zu ermöglichen. 

Das Plangebiet befindet sich im südöstlichen Stadtgebiet der Stadt Gießen im Bereich der Straßen 
Schiffenberger Weg, Steinberger Weg und Pistorstraße. Der räumliche Geltungsbereich schließt sich 
südlich an den bestehenden Bau- und Heimwerkermarkt OBI an (Teilbereich 2). Der Geltungsbereich 
umfasst hier eine Fläche von rd. 4,5 ha. Hinzu kommt der Bereich des bestehenden Möbel- und Ein-
richtungshauses mit Mitnahmemarkt an der Ferniestraße/Pistorstraße mit einer Fläche von rd. 3,0 ha 
(Teilbereich 1). Hier bedarf es jedoch ausschließlich einer Änderung der textlichen Festsetzungen. 

Beide Teilbereiche befinden sich nutzungsgeschichtlich im Bereich der ehem. Gailschen Tonwerke, 
welche der Gewinnung von Ton im Tagebau dienten. Die systematische Wiederverfüllung der Ton-
gruben zur Rückgewinnung des Geländes für eine Folgenutzung wurde seit 1972 betrieben und er-
schien 1990/91 als abgeschlossen. Da bei der Verfüllung organisches Material unter Luftabschluss 
eingebaut worden war und sich in der Folge Methan entwickelte und ausgaste, musste 1992 ein Ge-
samtsanierungskonzept entwickelt und durchgeführt werden, um eine Bebauung der Flächen zu er-
möglichen.

Der Bereich östlich der Pistorstraße stellt sich gegenwärtig v.a. als ungenutzte und bislang unbebaute 
Brachfläche dar und umfasst ausschließlich im nördlichen Bereich bestehende Parkplätze, die v.a. 
von der benachbarten Volksbank Mittelhessen genutzt werden sowie im westlichen und südlichen 
Randbereich den vorhandenen Straßenverlauf der Pistorstraße. 

Im Hinblick auf das Schutzgut Boden handelt es sich bei den Plangebietsflächen um wiederverfüllte 
Tongruben. Durchgeführte Untersuchungen haben gezeigt, dass das Gelände mit Bodenaushub und 
Bauschutt bis zu 18 m tief aufgefüllt ist. Zu Beginn der Untersuchungen im Jahr 1990 nachgewiese-
nes Methan in der Bodenluft konnte durch die Verlegung einer Gasdrainage saniert werden. Mit Ver-
fügung vom 03.04.1996 hat das Regierungspräsidium Gießen einer baulichen Nutzung der Flächen 
mit der Auflage einer umwelttechnischen Überwachung sämtlicher Erdarbeiten zugestimmt. Da jedoch 
nicht ausgeschlossen werden kann, dass bei Tiefgründungen im Rahmen von Bauvorhaben Bereiche 
ausgeschnitten werden, die durch die Untersuchungen nicht erfasst oder durch die ausgeführten Sa-
nierungs-/Sicherungsmaßnahmen nicht abgesichert sind, behält sich das Regierungspräsidium Gie-
ßen eine Einzelfallentscheidung zu Baumaßnahmen vor. Im Baugenehmigungsverfahren sind daher 
das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen und das Regierungspräsidium Gießen, Abteilung 
Umwelt, zu beteiligen. Durch die in der Vergangenheit im Bereich des Plangebietes vorgenommenen 
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Abgrabungen und Wiederauffüllungen ist davon auszugehen, dass im Untersuchungsgebiet keine 
natürlichen Bodenverhältnisse mehr anzutreffen sind. 

Hinsichtlich des Kleinklimas tragen die Festsetzungen des Bebauungsplans grundsätzlich zur Umset-
zung der Empfehlungen des Klimagutachtens DWD 1995 für den Planungsraum Schiffenberger Tal 
bei. Zu erwähnen sind in diesem Zusammenhang die Vorgaben zur Begrünung der Baugrundstücke 
und Stellplätze sowie insbesondere zur Dachbegrünung. 

Im Hinblick auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen besteht die Brachfläche v.a. aus ruderalem Grün-
land (teils mit Tendenz zur Staunässe, teils den Flutrasen zu zurechnende Pionierberasung), tlw. auf-
kommenden jüngeren Gebüschen sowie daneben zwei temporären Kleingewässern mit Röhrichtbe-
ständen und in den südlichen Randbereichen auch einem kleinen ruderalen Trockenstandort. Am 
Ostrand des Plangebietes findet sich zudem eine rd. 10 m hohe Baumheckenpflanzung. Die gegebe-
ne Pflanzenartenzusammensetzung ist recht typisch für anthropogen bedingte Pionierlebensräume 
nach flächenhaftem Bodenauf- oder -abtrag. Im gegebenem Fall dürfte die Kombination aus extremer 
Bodenverdichtung und unregelmäßigem Bodenrelief die Existenz feuchter Pioniervegetation und Röh-
richte gefördert haben. Artenreich sind – wie im gegebenen Fall - eher jüngere Pionierstadien. Im wei-
teren Verlauf der Sukzession nimmt die floristische Vielfalt in der Regel wieder ab, da die Pioniervege-
tation durch artenärmere Dauergesellschaften ersetzt wird und sich zunehmend auch Gehölze (Birke, 
Espe, Weiden) durchsetzen. Die floristische und vegetationskundliche Bedeutung solcher Flächen 
liegt darin, dass sich häufig Ersatzlebensräume für Arten und Gesellschaften entwickeln können, wel-
che in der Kulturlandschaft z.B. durch Melioration und Nutzungsintensivierung gefährdet oder rückläu-
fig sind. Die Sukzessionsfläche verdankt ihre Entstehung jedoch zunächst einem massiven Eingriff in 
den Naturhaushalt. Für die im Plangebiet vorhandenen Tümpelbildungen ist nicht auszuschließen, 
dass die dort vorhandenen Röhrichte inkl. der Großseggenbestände einem gesetzlichen Schutz unter-
liegen.

Im Rahmen der tierökologischen Erhebungen wurden die Vögel, Fledermäuse, Amphibien, Reptilien, 
Tagfalter (einschl. Widderchen) und Heuschrecken des Plangebietes untersucht. Im Hinblick auf den 
gesetzlichen Artenschutz verbleibt hierbei die Kreuzkröte, für die im Trockenjahr 2011 der Nachweis 
zweier adulter überwinternder Tiere sowie im Feuchtjahr 2012 der Nachweis von Kaulquappen erfolg-
te, als relevante Art. Insgesamt besteht bei Durchführung von Vermeidungsmaßnahmen (insbesonde-
re Umsiedlung der im Plangebiet vorhandenen Individuen) und vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
für die Kreuzkröte kein Erfordernis der Zulassung einer Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG. 

Im Hinblick auf das Landschafts- bzw. Ortsbild unterliegt das Plangebiet als nahezu ebenes, verfülltes 
Abbaugebiet einer starken anthropogenen Überformung. Sein Erscheinungsbild wird bisher durch das 
vorhandene brachliegende Grasland, das zunehmend durch Einzelsträucher und erste Gebüschgrup-
pen strukturiert wird, bestimmt. Besondere landschaftsprägende Gehölzstrukturen sind bislang nicht 
ausgebildet. Aufgrund der im Umfeld vorhandenen Vorbelastungen sind die für das Landschaftsbild zu 
erwartenden Veränderungen nur von mittlerer Intensität. Unter Berücksichtigung der Festsetzungen 
des rechtskräftigen Bebauungsplans, welcher bereits Gewerbegebiet vorsieht, ergeben sich keine 
wesentlichen nachteiligen Entwicklungen für das Landschaftsbild. Die vorgesehenen Gehölzanpflan-
zungen - insbesondere im Bereich der Stellplätze (je 5 Stellplätze ist ein großkroniger Laubbaum an-
zupflanzen) - sorgen für eine Minderung nachteiliger Wirkungen. 

Durch das Vorhaben kommt es zu keiner Flächenbeanspruchung von Gebieten gemeinschaftlicher 
Bedeutung und / oder Europäischen Vogelschutzgebieten. Zu den beiden Teilflächen des benachbar-
ten FFH-Gebietes 5418-302 „Gewässer in den Gailschen Tongruben“ weist der Geltungsbereich ei-
nen Abstand von 215 m bzw. 270 m auf. Da es durch die vorliegende Planung weder zu direkten Ha-
bitatverlusten noch zur Zerschneidung von Wanderkorridoren bzw. wichtigen Verbindungsbereichen 
zwischen Teilhabitaten kommt, sind nachteilige Auswirkungen auf die in den Entwicklungszielen ge-
nannten Lebensraumtypen (LRT) bzw. Anhang II-Arten zum derzeitigen Zeitpunkt nicht zu erwarten. 
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Im Hinblick auf den Umweltbelang Mensch, Gesundheit und Bevölkerung ergeben sich durch die 
Planänderung voraussichtlich keine nachteiligen Auswirkungen. 

Kultur- und sonstige Sachgüter werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. Dies gilt auch für Bo-
dendenkmale, die aufgrund der Vornutzung des Geländes nicht zu erwarten sind. 

Im Rahmen der Abarbeitung der Eingriffsregelung halten sich nachteilige Wirkungen im Geltungsbe-
reich und positive Wirkungen südwestlich der Pistorstraße in der Summe die Waage. Die Ausgleichs-
maßnahmen werden über einen städtebaulichen Vertrag geregelt und gesichert. 

Hinsichtlich der vorzunehmenden Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nicht-
durchführung der Planung ist zu konstatieren, dass es dann bei der bisher rechtskräftigen Auswei-
sung des Plangebietes als Gewerbegebiet bleibt. Bei Durchführung der Planung kommt es gegenüber 
dem bisher rechtskräftigen Bebauungsplan (Gewerbegebiet) durch die vorliegende Bebauungsplan-
Änderung (Sondergebiet und Gewerbegebiet) zu keinen erheblich weitergehenden Umweltauswirkun-
gen. Nachteilige Wirkungen können durch die Ausgleichsmaßnahmen südwestlich der Pistorstraße 
abgepuffert werden. 

Im Rahmen der anzugebenden Maßnahmen zur Überwachung der unvorhergesehenen, erheblichen 
Umweltauswirkungen sieht die Stadt Gießen konkrete Monitoringmaßnahmen vor. Ein entsprechen-
des Monitoring ist im wesentlichen hinsichtlich der artenschutzrechtlich relevanten Ausgleichsmaß-
nahmen für die Kreuzkröte angezeigt (im Rahmen der Pflege des Maßnahmenbereiches erfolgt eine 
regelmäßige Kontrolle auf Funktionstüchtigkeit des Ausgleichshabitats). 
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6 Anhang
6.1 Bestandskarte der Biotop- und Nutzungstypen (unmaßstäblich verkleinert) 
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6.2 Artenschutzrechtliche Prüfbögen 
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6.2.1 Zwergfledermaus (Erhebungen und Bewertung durch PlanÖ, Bearbeiter: Dr. René Kristen)
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6.2.2 Rotmilan (Erhebungen und Bewertung durch PlanÖ, Bearbeiter: Dr. René Kristen)
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6.2.3 Kreuzkröte (Erhebungen und Bewertung durch PlanÖ, Bearbeiter: Dr. René Kristen)
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